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Traktandum 1 

Mitteilungen 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Ich begrüsse Sie herzlich zur Budgetsitzung des Einwohner-
rats. Herzlich willkommen heisse ich Gabriela Werder, die aus ihrem Mutterschaftsurlaub 
zurück ist. Ich wünsche ihr einen guten Wiedereinstieg in den Rat. Wie Sie sehen, liegen 
noch ein paar Bierdeckel auf den Pulten. Diese sind vom Einwohnerratsausflug. Wer nicht 
am Einwohnerratsausflug dabei sein konnte, darf gerne einen solchen Bierdeckel mitneh-
men und vielleicht einmal einen Kaffee mit jemandem von der anderen Seite des Rats trin-
ken gehen. Das fördert vielleicht auch das Weiterkommen der Stadt. Heute legen wir nun 
fest, wie die Stadt Aarau 2025 aussehen soll. Welche Leistungen wir haben, wie wir diese 
finanzieren und wie wir das alles gegenüber den Einwohnerinnen und Einwohnern der 
Stadt Aarau verantworten wollen. Um einen besseren Einblick in die Tätigkeit der Behörde 
zu erhalten, hat der Einwohnerrat auch vor ca. zwei Wochen die Möglichkeit gehabt, die 
Stadtpolizei zu besichtigen. Wir haben einen umfassenden und tiefgreifenden Einblick in 
ihre Arbeit bekommen. Ich kann es den Mitgliedern des Einwohnerrats nur empfehlen, sol-
che Veranstaltungen zu nutzen. Denn genau dort erfährt man direkt, wie die gesproche-
nen finanziellen Mittel gebraucht und eingesetzt werden. Gleichzeitig hat man die Chance, 
im direkten Kontakt Fragen zu stellen und Anliegen zu deponieren. Und wer weiss, viel-
leicht könnten so viele, später im Rat gestellte Anfragen gerade proaktiv geklärt werden. 
Eine Budgetplanung ist intensiv und aufwändig. An dieser Stelle richte ich einen Dank an 
die Verwaltung für ihre umfangreiche Arbeit, auch wenn nicht immer alle gleichermassen 
mit dem Ergebnis zufrieden sind. Ich komme jetzt zu den Präsenzangaben. Es fehlen im 
Moment noch fünf Personen oder sind unterwegs. Offenbar hat sich irgendwie eine ver-
kehrstechnische Problematik in Aarau ergeben. 

Entschuldigt ist Cornelia Forrer und Nicole Lehmann Fricker. Das absolute Mehr gebe ich 
dann vor der ersten Abstimmung bekannt. 

Die Traktandenliste ist ordnungsgemäss zugestellt worden. Gibt es da Bemerkungen oder 
Anträge dazu? Das ist nicht der Fall. 
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Traktandum 2 

Anfrage Urs Winzenried (SVP), Problematik von "Littering" in der Stadt Aarau 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 25. März 2024 hat Einwohnerrat Urs Winzenried (SVP) 
eine Anfrage betreffend die Problematik von "Littering" in der Stadt Aarau eingereicht. 

Die Anfrage kann vom Stadtrat wie folgt schriftlich beantwortet werden: 

Frage 1:  
Wie beurteilt der Stadtrat aktuell die Problematik von Littering in der Stadt Aarau? Beur-
teilt er die Sauberkeit nach wie vor als gut? 

Der Stadtrat beurteilt die Sauberkeit in der Stadt Aarau nach wie vor als gut. Die Littering-
Problematik bleibt ein Thema und wird durch den Werkhof, die SIP und die Stadtpolizei 
permanent bewirtschaftet. 

Seit 2022 wird in der Stadt Aarau KI, Künstliche Intelligenz, für die Erfassung des Sauber-
keitsindex eingesetzt. Das System Cortexia erfasst mittels Kameras, welche auf 4 Fahrzeu-
gen installiert wurden, den Sauberkeitsgrad. Mit KI ist es möglich, Fraktionen wie Glas, Pa-
pier, Zigarettenstummel, PET usw. getrennt zu erfassen und damit den Index zu errech-
nen. Daraus kann abgeleitet werden, dass die Sauberkeit in der Stadt Aarau grundsätzlich 
gut bis sehr gut ist. 

Frage 2:  
Wie viele Bussen wegen Littering wurden in der Stadt im Jahr 2023 und im Jahr 2024 bis-
her ausgestellt? Wie viele Ermahnungen wurden im gleichen Zeitraum ausgesprochen? 

Im Jahr 2023 wurden 5 Bussen wegen Littering und 2024 (Stand Juli) 4 Bussen wegen Lit-
tering ausgestellt. Ermahnungen werden nicht statistisch erfasst. 

Frage 3:  
Welchen Beitrag hat die neu geschaffene SIP (Sicherheit, Intervention, Prävention) im Be-
reich Littering bisher geleistet (Bussen, Ermahnungen usw.)? 

Das Team von Sicherheit, Intervention und Prävention stellt keine Bussen aus. Sie agieren 
proaktiv, indem sie Gruppierungen und Einzelpersonen ansprechen und bei Bedarf auch 
Abfallsäcke und Aschenbecher abgeben. Diese Abgabe hilft, Littering zu vermindern. In 
den Gesprächen wird an die Eigenverantwortung appelliert und auf die allgemeine Proble-
matik des Litterings hingewiesen. 

Frage 4:  
Gedenkt der Stadtrat auch mittel- und längerfristig bei Littering-Verstössen weiterhin am 
Vorrang von Ermahnungen gegenüber Bussen fest zu halten? Wenn ja, weshalb? 

Die Kontrollen der Schwerpunkte der polizeilichen Tätigkeit erfolgen in Absprache mit der 
Ressortleiterin und dem Leiter der Abteilung Sicherheit. Dies geschieht ohne spezielle Ein-
bindung des Stadtrates. Werden Verstösse gegen das Litteringverbot durch die Polizei fest-
gestellt, so werden Ordnungsbussen ausgestellt. In Anwesenheit der uniformierten Polizei-
kräfte werden solche Verstösse jedoch eher selten begangen. Ermahnungen werden oft-
mals dort ausgesprochen, wo Gruppierungen anzutreffen sind und eine Konsumation 
stattfindet. Analog dem Vorgehen der SIP wird dabei an die Eigenverantwortung der Anwe-
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senden appelliert. Die Schwerpunkte der polizeilichen Tätigkeit liegen derzeit nicht bei zi-
vilen Litteringkontrollen, sondern viel mehr bei der uniformierten Präsenz der Polizei an 
den bekannten Hotspots wie z.B. dem Bahnhof, was sehr ressourcenintensiv ist. 

Frage 5:  
Warum wird im Jahresbericht 2023 der Stadt Aarau die Problematik von Littering eher ne-
bensächlich behandelt, wenn doch die Sauberkeit gemäss eigenen Angaben einen hohen 
Stellenwert besitzt? 

Der Stadtrat teilt die Ansicht, dass die Thematik Littering im Jahresbericht 2023 neben-
sächlich behandelt wurde, nicht. Wie bereits erwähnt, erachtet der Stadtrat die Sauberkeit 
in der Stadt Aarau als gut. 

Frage 6: 
Wie ist der aktuelle Stand der Thematik „Tatort Littering“, die im vergangenen Jahr erneut 
aufgegriffen worden ist? 

Die Litteringkampagne, welche im Jahr 2021 mit dem "Tatort Littering" durchgeführt 
wurde, hat beeindruckende Bilder über die Situation Littering vermittelt und gute Gesprä-
che ausgelöst. 

Im 2022 wurde das Thema Zigaretten–Littering thematisiert, letztes Jahr wurden zur Prä-
vention von Zigaretten-Littering Taschenaschenbecher am Clean-Up-Day verteilt. Damit soll 
dem Thema Zigaretten-Littering ein Lösungsansatz gegeben werden. 

Dieses Jahr soll das Thema "Tatort Littering" am Clean-Up-Day wieder thematisiert werden. 

Frage 7: Was sind aktuell Umfang und Inhalte des Unterrichtes „Abfall und Littering“ an 
den Schulen? Wird in der Stadt Aarau nach wie vor PUSCH (Praktischer Umweltschutz Zü-
rich) für diesen Unterricht eingesetzt? Gibt es in diesem Bereich keine kantonseigenen Or-
ganisationen? 

Der Kanton weist auf die verschiedenen Kampagnen in Gemeinden und Städten hin; auch 
dort wird auf verschiedene Partner betreffend Littering-Kampagnen und Präventionsaktio-
nen hingewiesen. So werden z.B. Raumpatenschaften empfohlen, welche aktuell durch die 
Stadtideen lanciert und umgesetzt werden. 

PUSCH ist unser Partner im Thema Praktischer Umweltschutz und bietet massgeschneider-
ten Unterricht für verschiedene Altersstufen der Kinder in Schulen an. Die Lektionen, wel-
che wir zur Verfügung haben, sind immer rasch ausgebucht und sind sehr beliebt. 

Frage 8:  
Unterstützt die Stadt Aarau auch im Jahr 2024 die „Clean-Up-Days“? Wenn ja, in welcher 
Form? 

Siehe Frage 6. 

Frage 9:  
Unternimmt die Stadt Aarau im laufenden Jahr weitere Anstrengungen zur Eindämmung 
von Littering? Wenn ja, welche? 

Der Stadtrat hält derzeit am aktuellen Vorgehen fest. Die SIP, die Stadtpolizei, der Werkhof 
sowie die Jugendarbeit gehen die Thematik Littering in ihrer Arbeit proaktiv an. Wo Lit-
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tering durch die Polizei festgestellt wird, werden Bussen ausgestellt. Der Clean-Up-Day bie-
tet jedes Jahr eine gute Plattform, um das Thema Littering der Bevölkerung näher zu brin-
gen und Herausforderungen anzusprechen. Weitere Kampagnen werden evaluiert. 

Urs Winzenried, Mitglied: Ich danke dem Stadtrat für die Beantwortung dieser zweiten An-
frage. Es ist nicht ausgeschlossen, dass es mittelfristig eine dritte Anfrage oder sogar ein 
Postulat in diesem Zusammenhang geben wird. Beinahe alles im Leben ist relativ. Auch der 
Begriff von Sauberkeit ist sehr relativ. Aarau ist sicher keine schmutzige Stadt. Die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter des Werkhofs arbeiten sehr gut und sehr intensiv. Das ist eine 
Sisyphusarbeit. Herzlichen Dank an dieser Stelle. In Bezug auf Littering besteht aber in der 
Stadt stetiger Handlungsbedarf. Hier gilt der Grundsatz: "Wehret den Anfängen". Aarau hat 
diesbezüglich noch Luft nach oben. Der Stadtrat möchte aktuell nichts am Vorgehen än-
dern, sondern an seiner Meinung festhalten. Freundliche Gespräche der SIP, Abgabe von 
Säcken, Clean up Days, Tatort Littering, ist alles sicher gut und sinnvoll, genügen aber au-
genscheinlich nicht ganz. Auch im Bereich Littering muss wieder vermehrt die Repression 
Platz ergreifen. Sie ist unumgänglich und zielführend. Littering ist gemäss Polizeiverord-
nung und Polizeireglement nämlich verboten und strafbar. Die Erteilung von zwei Bussen 
im 2022, fünf Bussen im 2023 und bis gut Mitte 2024 vier Bussen sind definitiv ungenü-
gend für diesen Bereich. Ich erinnere daran, dass wir in den Vorjahren 2019 bis zu 2021 
180/120/110 Bussen gehabt haben. Ermahnungen sind sicher auch gut gemeint, zeigen 
aber zu wenig Wirkung. Ermahnt kann ja nur jemand werden, der als Sünder ertappt 
wurde. Man geht ja nicht einfach in eine Gruppe und ermahnt, nichts fallen zu lassen. 
Wenn man schon einen Sünder ertappt, sollten einige Sünder mehr nachher auch zur 
Kasse gebeten werden, wie das in anderen Bereichen auch der Fall ist. Leider ist nicht be-
kannt, wie viele Ermahnungen ausgesprochen wurden. Das wäre noch interessant. Es wird 
ja sonst auch alles zu Papier gebracht. Es wäre doch eine gute Idee, die Anzahl der Ermah-
nungen zu Papier zu bringen. Ich erwarte, dass die Stadt Aarau dem Problem des Lit-
terings in Zukunft wieder mehr Gewicht beimessen wird und konsequenter Litteringsünder 
ahnt, im Interesse einer ganz sauberen Stadt. Der Stadtrat sagt selbst bei einer Beantwor-
tung einer Anfrage auf das Budget: Littering ist die Kombination aus Prävention und Re-
pression. Heute haben wir praktisch nur Prävention und praktisch gar keine Repression 
und das ist nicht gut. Ich bin dann gespannt, wie die Anfrage von Marcel Bruggisser zum 
Thema SIP beantwortet wird, weil diese Frage auch gestellt wird. Bringt SIP eigentlich einen 
Nutzen oder bringt sie gar nicht so viel? Warten wir ab, was der Stadtrat dazu sagt. Mit der 
Antwort des Stadtrats bin ich teilweise zufrieden. 
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Traktandum 3 

Anfrage Michael Schibli (Die Mitte); Sicherheit am Bahnhof 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 17. Mai 2024 hat Einwohnerrat Michael Schibli (Die 
Mitte Aarau) eine Anfrage betreffend die Sicherheit am Bahnhof Aarau eingereicht. 

Die Anfrage kann vom Stadtrat wie folgt schriftlich beantwortet werden: 

Frage 1:  
Ist ein Projekt geplant mit den involvierten Parteien (Stadt Aarau, SBB, Grundeigentümer, 
Polizei, private Sicherheitsfirmen), um gemeinsam Lösungen zu erarbeiten für mehr Si-
cherheit am Bahnhof Aarau? 

Der Stadtrat hat im Juni 2024 ein Konzept zum verwaltungsübergreifend koordinierten 
Umgang mit öffentlichen Räumen verabschiedet. Dieses sieht vor, neben der verbesserten 
Zusammenarbeit innerhalb der Verwaltung den Dialog mit den relevanten Anspruchsgrup-
pen zu stärken. Das Vorgehen soll anhand eines Pilotbetriebs rund um den Bereich des 
Bahnhofs eingeführt und getestet werden. Sofern die entsprechenden personellen Ressour-
cen mit dem Budget 2025 bewilligt werden, kann 2025 mit der langfristig angelegten Ge-
staltung und Bewirtschaftung des öffentlichen Raumes um den Bahnhof angefangen wer-
den. Erste kleinere Sofortmassnahmen werden bereits 2024 umgesetzt. 

Zudem besteht bereits heute eine verwaltungsinterne Arbeitsgruppe, welche im Rahmen 
des Pilotprojekts SIP regelmässig zusammenkommt und niederschwellige Massnahmen 
trifft und koordiniert, um Sicherheit und Sauberkeit in der Stadt Aarau zu verbessern und 
um auf Veränderungen zu reagieren. 

Auch finden bereits heute auf verschiedenen Ebenen regelmässige Treffen mit der SBB 
statt. Unter anderem ist die Stadtpolizei in einer Arbeitsgruppe der SBB vertreten, in wel-
cher Massnahmen zur Verbesserung der Sicherheit am Bahnhof erarbeitet und umgesetzt 
werden. Umgekehrt ist die SBB-Transportpolizei am "Runden Tisch Jugend" der Stadt Aarau 
vertreten. 

Frage 2:  
Ist eine Erhöhung der Präsenz von Sicherheitspersonal am Bahnhof Aarau geplant?  

Die Stadtpolizei Aarau investiert bereits jetzt die maximal möglichen Einsatzstunden am 
Bahnhof Aarau. Eine Erhöhung der Präsenz ist nicht möglich, da die Stadtpolizei mit Eins-
ätzen, welche durch die Kantonale Einsatzzentrale disponiert werden, auch fremdgesteuert 
wird. Bereits die jetzige Präsenz ist nur mit einer Verzichtsplanung möglich. 

Mit der SIP ist ein zusätzliches Element geschaffen worden, welches ebenfalls regelmässig 
am Bahnhof Aarau präsent ist und die Stadtpolizei ergänzt. Parallel dazu sind auch die 
Kantons- und die SBB-Transportpolizei am Bahnhof im Einsatz. 

Frage 3:  
Ist eine Verbesserung der Beleuchtung am Bahnhof Aarau geplant? 

Aktuell wird eine bessere Beleuchtung der Einsteinpassage geprüft. 
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Frage 4:  
Genügt die aktuelle Videoüberwachung der Polizei für ihre tägliche Arbeit?  

Die SBB hat seit mehreren Jahren Videokameras in Bahnhöfen, Zügen, Immobilien und wei-
teren Infrastrukturen in der gesamten Schweiz in Betrieb. Der Einsatz dieser Videokameras 
ist in der Verordnung über die Videoüberwachung im öffentlichen Verkehr geregelt (VüV-
ÖV, SR 742.147.2). Die SBB entscheiden, wo im Gebäudeinnern Kameras installiert werden. 
Die Polizei hat nach einem strafrechtlichen Ereignis – auf ein begründetes Gesuch hin – Zu-
griff auf die entsprechenden Daten. Die Videoüberwachung beim Bahnhofplatz (Bereich 
zwischen Bahnhofstrasse und Bahnhof SBB, Halle PU Ost) sowie beim Velohaus Bahnhof 
Süd und der Velostation Bahnhof Nord ist in der Verordnung über die Videoüberwachung 
der Einwohnergemeinde Aarau (VideoüberwachungsV, SRS 1.3-2 bzw. Anhang § A-1 und § 
A-3) geregelt. Der Bahnhofplatz sowie die Velostation und das Velohaus werden 24 Stun-
den videoüberwacht. Bereits heute werden die meisten Delikte im Aufnahmebereich einer 
Kamera verübt. Die Daten werden 7 Tage gespeichert. Der Zugriff auf diese, gestützt auf 
die Videoüberwachungsverordnung gewonnenen, Daten ist personell eingeschränkt. Zur 
Auswertung der Daten sind nur die in der Verordnung bzw. im Anhang erwähnten Perso-
nen zu den in der Verordnung genannten Zwecken befugt (vgl. §§ 2 und 6 Videoüberwa-
chungsV). Die aktuelle Videoüberwachung ist aus Sicht der Stadtpolizei somit zweckmäs-
sig. 

Frage 5:  
Besteht ein Kommunikationskonzept, um Benutzerinnen und Benutzern des Bahnhofs 
Aarau mit Sicherheitsbedenken zu unterstützen und Tipps zu geben, wie man sich verhal-
ten kann?  

Am Bahnhof Aarau sind bereits zahlreiche Massnahmen zu Schutz- und Sicherheitszwe-
cken der Bahnhofnutzer/innen getroffen worden. Grundsätzlich gelten dieselben Verhal-
tensregeln wie überall im öffentlichen Raum, so dass sich ein spezifisches Verhaltenskon-
zept für den Bahnhof derzeit nicht aufdrängt. Eine allfällig notwendige Kommunikation 
betreffend den Bahnhof Aarau würde ad hoc via verschiedenen Medienkanälen erfolgen. 

Michael Schibli, Mitglied: Ich danke für die prompte und fundierte Beantwortung der An-
frage rund um die Sicherheit am Bahnhof. Es zeigt, dass der Stadtrat das Anliegen ernst 
nimmt und auch handeln möchte. Es ist jetzt wieder kälter geworden, weshalb sich wieder 
viel weniger Leute im öffentlichen Raum draussen aufhalten. Ich gehe davon aus, dass sich 
deshalb auch eine gewisse Entspannung ergeben wird. Mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit 
wird es im nächsten Jahr wieder wärmer und diese Thematiken werden dann sicher wieder 
auf uns zukommen. Deshalb werden wir die Situation weiter beobachten und sind froh 
und dankbar, wenn sich der Stadtrat für eine nachhaltige und gute Lösung einsetzen wird, 
damit sich die Benutzerinnen und Benutzer des Bahnhofs sicher fühlen und den Bahnhof 
gerne benutzen. 
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Traktandum 4 

Anfrage Urs Winzenried (SVP); Vandalismus anlässlich der Fussball-Europameister-
schaft 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 2. Juli 2024 hat Einwohnerrat Urs Winzenried (SVP) eine 
Anfrage betreffend Vandalismus anlässlich der Fussball-Europameisterschaft eingereicht. 

Die Anfrage kann vom Stadtrat wie folgt schriftlich beantwortet werden: 

Frage 1:  
War der Stadtrat von Aarau nach den ersten negativen Vorkommnissen in der Stadt wäh-
rend den Vorrunden-Spielen von der grossen Anzahl von „Fans“ in der Stadt und insbeson-
dere von den „Auswüchsen“ beim Viertelfinal-Spiel der Schweiz gegen Italien überrascht o-
der bereitete er sich mit seiner Polizei präventiv auf den Ansturm der „Fans“ mit seinen 
möglichen negativen Folgen speziell vor? Wenn ja: Wie? Wenn nein: Warum nicht? 

Dem Stadtrat sind ausser einzelnen Sachbeschädigungen keine negativen Vorkommnisse 
während den Vorrundenspielen bekannt. Er war auch nicht überrascht vom Fan-Aufkom-
men beim Spiel Schweiz gegen Italien vom 29. Juni 2024. Bereits bei den Vorrundenspie-
len dieser beiden Mannschaften hat sich abgezeichnet, dass die Spiele von grossem Inte-
resse sind. Entsprechend wurden zusätzliche Einsatzkräfte der Stadtpolizei für den ver-
kehrs- und sicherheitspolizeilichen Bereich in den Dienst genommen. 

Frage 2:  
Wie viele Polizisten und Polizistinnen der Stadtpolizei Aarau waren während den einzelnen 
Vorrunden-Spielen der Schweiz und insbesondere während dem Viertelfinal-Spiel der 
Schweiz gegen Italien jeweils im Dienst und wie viele wurden speziell für die Fussballspiele 
eingesetzt? 

Zur Anzahl der eingesetzten Polizeikräfte kann aus taktischen Gründen keine Aussage ge-
macht werden. Die Stadtpolizei hatte an 15 Spieltagen der Fussball-Europameisterschaft 
zusätzliches Personal für die sicherheitspolizeilichen Aufgaben im Dienst. Auch für die 
verkehrspolizeilichen Aufgaben wurden regelmässig Zusatzaufgebote gemacht. 

Frage 3:  
Waren während den Fussballspielen auch Mitarbeitende der SIP (Sicherheit, Intervention, 
Prävention) im Einsatz? Wenn ja: Wie viele und mit welchem Auftrag? 

Die SIP war während der Fussball-Europameisterschaft jeweils gemäss Konzept am Don-
nerstag-, Freitag- und Samstagabend unterwegs. Dies jeweils mit einem Team à zwei Mitar-
beitenden. Die SIP hatte keinen konkreten Auftrag in Bezug auf die Fussball-Europameis-
terschaft. 

Frage 4:  
Wurde am 29. Juni aufgrund einer Risikoanalyse bei der Stadtpolizei Aarau eine Ruhetag-
sperre angeordnet? Wenn nein: Warum nicht? 

Nein. Eine Ruhetagsperre war für die Planung der Fussball-Europameisterschaft bei der 
Stadtpolizei nicht zielführend, insbesondere, da die Partien der Finalrunde erst kurzfristig 
bekannt waren. Ansonsten hätte vorsorglich für neun Spieltage eine Ruhetagsperre erlas-
sen werden müssen. Stattdessen wurde eine rollende Dienstplanung praktiziert und die 
benötigte Anzahl Polizistinnen und Polizisten kurzfristig aufgeboten. Die Mitarbeitenden 



 

Sitzung vom 23. September 2024 

Seite 267  

wurden vor der Fussball-Europameisterschaft über diese Planung in Kenntnis gesetzt und 
mussten sich die Tage entsprechend freihalten. 

Frage 5:  
Hat die Stadtpolizei Aarau am 29. Juni die Kantonspolizei Aargau um eine namhafte per-
sonelle Unterstützung ersucht? Wenn ja: Wann und in welchem Umfang? Wenn nein: Wa-
rum nicht 

Nein. Das personelle Aufgebot der Kantonspolizei Aargau war der Stadtpolizei Aarau be-
kannt und wurde als ausreichend eingestuft. 

Frage 6:  
Wurden im Vorfeld der Fussball-Europameisterschaft zwischen der Stadtpolizei Aarau und 
der Kantonspolizei Aargau Absprachen getätigt? Wenn ja: Welcher Art? Wenn nein: Warum 
nicht?  

Anlässlich einer Sitzung im Polizeikommando Aargau mit Schwerpunkt Fussballsaison 
2023/24, welche im Juni stattfand, wurde ebenfalls das Vorgehen und die Risikoeinschät-
zung der Fussball-Europameisterschaft besprochen. 

Frage 7:  
Trifft es zu, dass zwei Polizisten der Stadtpolizei Aarau sich einem Geschädigten gegen-
über in der Weise äusserten, „sie könnten nichts ausrichten, weil sich zu viele Leute dane-
ben benehmen würden“? Wenn ja: Warum wurde nicht sofort massive polizeiliche Verstär-
kung angefordert? 

Ja, diese Aussage wurde sinngemäss so gemacht. Während dem Gespräch gab es einen 
Vorfall beim Schlossplatz mit einer verletzten Person. Aufgrund der Priorität wurde die Si-
tuation vor Ort bei der Geschädigten so belassen und die Patrouille verschob an den 
Schlossplatz. Bei der Geschädigten wurde im Anschluss an den Einsatz am Schlossplatz 
nochmals vorgesprochen. 

Frage 8:  
Warum wurden von der Polizei nicht einmal die Personalien von einzelnen fehlbaren Perso-
nen vor Ort aufgenommen? 

Gemäss den Polizisten vor Ort wurde ein Teil der Personengruppe als gewaltbereit einge-
schätzt. Für eine polizeiliche Anhaltung zum Feststellen der Personalien wäre ein massives 
Polizeiaufgebot und womöglich der Einsatz von Zwangsmitteln von Nöten gewesen. Dies 
hätte wohl auch unbeteiligte Dritte betroffen, was unverhältnismässig gewesen wäre. 

Zudem war zu diesem Zeitpunkt "nur" die wohl nicht vorsätzliche Beschädigung eines ein-
zelnen Tisches bekannt, sowie das Zünden der Handfackel. 

Frage 9:  
Wie stellt sich der Stadtrat generell zum berechtigten Vorwurf, die Polizei habe durch ihre 
Passivität am 29. Juni ihren Auftrag von Gewährleistung und Wiederherstellung der öffent-
lichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit nur mangelhaft und unbefriedigend wahrgenommen? 

Der Stadtrat erachtet diesen Vorwurf nicht als berechtigt. Ihm sind die Sachbeschädigung 
und das vereinzelte kurzfristige Zünden von Handfackeln bekannt und er heisst dies nicht 
gut. Jedoch wäre mit einer polizeilichen Anhaltung aus der Menge heraus die Situation vor 
Ort allenfalls eskaliert, was wiederum die anwesenden Passantinnen und Passanten gefähr-
det hätte. Ein solches Vorgehen wäre nicht zielführend und nicht verhältnismässig gewe-
sen. 
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Urs Winzenried, Mitglied: Ich danke dem Stadtrat für Beantwortung meiner Anfrage. Ein 
Zitat aus einem Mail sowie auch aus Telefonaten lautet: "Ein Armutszeugnis und die Kapi-
tulation der Polizei bei dem Ereignis". Ich bin vom Einsatz der Polizei anlässlich der Fuss-
ball-EM, insbesondere am 29. Juni beim Viertelfinalspiel Schweiz-Italien, aber auch von der 
Antwort des Stadtrats enttäuscht. Zu wenig informierte Polizisten haben gegenüber einem 
Pyrofackelträger beim Betreffenden gesagt, dass sie nichts machen und nichts ausrichten 
können. Es seien zu viele Leute anwesend. Sie sind davon marschiert. Das ist unverständ-
lich, hat zu Reaktionen geführt und hat den guten Ruf, welcher die Polizei in Aarau ja hat, 
sicher nicht verbessert. Die Polizei hat nicht einmal minimal die Personalien von einzelnen 
fehlbaren Personen vor Ort aufgenommen. Das Argument der Unverhältnismässigkeit, we-
gen Gefährdung von Dritten, ist schwer nachvollziehbar und lasse ich auch nicht gelten. 
Auf der Gegenseite haben sie nicht Chaoten, den schwarz Block von Zürich, gehabt, son-
dern Fussballfans. Deshalb muss man doch einen deutlichen Unterschied machen. Die 
Kantonspolizei ist offenbar, trotz der angespannten Situation in der Stadt, unverständli-
cherweise nicht um Verstärkung oder Unterstützung ersucht worden. Eine plausible Erklä-
rung habe ich aus der Antwort des Stadtrats nicht gefunden. Eine Ruhetag-Sperre ist unbe-
liebt. Ich weiss das. Ich habe das 35 Jahre lang auch immer wieder erlebt. Manchmal ist es 
aber notwendig, entweder präventiv oder auch sehr kurzfristig. Gemäss Antwort des Stadt-
rats wäre eine solche Ruhetagssperre nicht zielführend gewesen. Ich kann diese Unterlas-
sung, mindestens als Notaufgebot, nicht ganz verstehen. Gemäss Fazit aus der Antwort 
des Stadtrats wurde das Ereignis unterschätzt, insbesondere am 29. Juni. Der Auftrag ist 
von der Polizei nicht erfüllt worden. Das Vertrauen der Bevölkerung in die Stadtpolizei ist 
angekratzt worden. Das ist genau Wasser auf die Mühle aller Befürworter der Einheitspoli-
zei 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Das Büro hat für die Beantwortung folgender Anfrage eine 
Fristverlängerung bis 15.Oktober 2024 gewährt: 

Anfrage Christoph Müller (SVP); Sammlung von Altpapier oder Altkarton wirklich optimiert 
oder fürs gute Gewissen getrennt. 
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Traktandum 5 

Projekt Neue Stadtgeschichte für Aarau 2025 - 2030 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Botschaft vom 26. August 2024 unterbreitet der Stadtrat 
dem Einwohnerrat folgenden 

Antrag 

Der Einwohnerrat bewilligt zur Realisierung des Projekts Neue Stadtgeschichte für Aarau 
einen Investitionskredit in der Höhe von brutto 2.123 Millionen Franken, abzüglich Beträge 
Dritter. 

Die FGPK hat das Geschäft in ihrer Sitzung vom 10. September 2024 geprüft und stellt 
dem Einwohnerrat den Antrag, das Geschäft zu genehmigen. 

Zu diesem Geschäft liegt folgender 

Abänderungsantrag  

der GLP, Die Mitte, FDP und SVP vor: 

Mit der Absicht, dass der maximale Beitrag der Stadt 900’000 Franken nicht übersteigt, 
sei der Bruttokredit von 2.123 Millionen Franken um 100’000 Franken auf 2.023 Millionen 
Franken zu kürzen. 

Ich schlage vor, dass wir zuerst das Votum der FGPK-Kommissionssprecherin, Irene Stutz, 
hören. Anschliessend kann der Abänderungsantrag begründet werden und dann folgt die 
Diskussion über das gesamte Geschäft. 

Irene Stutz, Mitglied: Die FGPK hat sich am 13. August 2024 mit der Botschaft zum Pro-
jekt Neue Stadtgeschichte für Aarau 2025 - 2030 auseinandergesetzt. Als Auskunftsperso-
nen sind uns Stadträtin Suzanne Marclay-Merz und die Leiterin der Abteilung Kultur, Mela-
nie Morgenegg, zur Verfügung gestanden. Gleich zu Beginn der Diskussion ist der 
Umfang, die Struktur und der Inhalt der Botschaft bemängelt und gar als ungenügend be-
zeichnet worden. Die Erläuterungen seien recht kurz gehalten gewesen und es haben ins-
besondere detaillierte Angaben zum beantragten Kredit gefehlt. Das Detailkonzept ist uns 
in der Aktenauflage zwar zur Verfügung gestanden. Es ist jedoch nicht Bestandteil der Bot-
schaft und steht so zum Beispiel auch nicht der Bevölkerung zur Verfügung. Deshalb hat 
sich die FGPK entschieden, eine zweite Lesung zu beantragen mit einer überarbeiteten Bot-
schaft. Diese haben wir dann an der letzten FGPK-Sitzung vom 10. September 2024 disku-
tiert. In einem Nebensatz möchte ich kurz erwähnen, dass ich die Aussage einer Person 
aus der Kommission – wonach ein Verschieben der Publikation vom Jahr 2030 ins Jahr 
2033 durchaus vorstellbar wäre, weil dann nämlich Aarau 750 Jahre Stadtrecht feiert, noch 
spannend gefunden habe. Die nachgebesserte Botschaft beinhaltet jetzt einen ausführli-
cheren Beschrieb zu den Kernelementen des Projektes, nämlich der Organisation, dem In-
halt, dem Zeitplan sowie der Finanzierung. Wir haben diverse Fragen rund um Finanzen, 
Organisation und Produkt gestellt und alle sind beantwortet worden. Einige Kommissions-
mitglieder haben das Projekt als zu gross und zu luxuriös empfunden. Die Aufarbeitung 
der Geschichte, also das Teilprojekt 1, die wissenschaftliche Grundlage, ist unbestritten 
und erscheint allen äusserst wertvoll. Insbesondere im Teilprojekt 2 seien jedoch für die 
Kommunikation des Projektes vielleicht zu viel Gelder eingestellt worden. Deshalb ist auch 
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der Antrag, den Bruttokredit um 100’000 Franken zu kürzen mit der Absicht, dass der Ma-
ximalbetrag der Stadt 900’000 Franken nicht übersteigen soll, in der Kommission disku-
tiert worden. Der Antrag ist mit 5 Nein-Stimmen gegen 4 Ja-Stimmen abgelehnt worden. 
Wir werden anschliessend im Rat auch noch einmal darüber sprechen. Die Stadt soll sich 
also mit einer Million Franken am Projekt beteiligen. Die restlichen Mittel bis zu 2.123 Mil-
lionen Franken werden durch Drittmittel gedeckt. Die Kommission hat deshalb auch die 
Frage nach weiteren Möglichkeiten von Drittmitteln gestellt und sich erkundigt, ob alle 
Möglichkeiten schon ausgeschöpft sind. Offenbar gibt es dort vielleicht noch Potenzial. 
Einzelne Beträge sind ja bereits beantragt, andere sind noch nicht angefragt. Die Kommis-
sion empfiehlt schlussendlich dem Einwohnerrat mit 7 Ja zu 2 Nein-Stimmen, den Investiti-
onskredit in der Höhe von 2.123 Millionen Franken, abzüglich den Beträgen Dritter, für die 
Realisierung des Projekts Neue Stadtgeschichte für Aarau zu bewilligen. 

Peter Jann, Mitglied: Die Fraktion GLP, Die Mitte, zusammen mit der FDP und der SVP hin-
terfragen grundsätzlich das Projekt Stadtgeschichte nicht und finden, dass es ein wertvol-
ler Beitrag für die Dokumentation dieser wirklich spannenden Geschichte, insbesondere 
der letzten 50 Jahre ist. Wir sind aber trotzdem der Meinung, dass der Gesamtbetrag in 
der Höhe von 2 Millionen Franken doch sehr hoch ist. Das gesamte Paket umfasst doch 
sehr viel verschiedene, zwar interessante, Sachen. In Anbetracht der angespannten Finanz-
lage sind wir der Meinung, dass ein gewisses Kürzungspotential durchaus vorhanden ist. 
Aus unserer Sicht gäbe es insbesondere bei der Kommunikation/Vermittlung noch Mög-
lichkeiten, einzusparen. Wir wollen aber keine Einsparungen beim wissenschaftlichen Teil. 
Dies ist eigentlich der Kern der gesamten Stadtgeschichte. Man könnte beispielsweise im 
Bereich Kommunikation/Vermittlung die Anzahl der Video-Filme und der Blogs reduzieren. 
Wir stellen deshalb den Antrag, dass der Gesamtbetrag um 100’000 Franken gekürzt, also 
der Bruttokredit von 2.123 Millionen Franken um 100’000 Franken auf 2.023 Millionen 
Franken reduziert wird. Wir sind der Meinung, dass die Reduktion um 100’000 Franken 
machbar ist. Wir haben ein 2 Millionen Franken Budget. Wir sind der Meinung, dass ein ge-
wisser Teil eingespart werden könnte. Die Qualität der vorgeschlagenen Lösungsstossrich-
tung ist gut, weshalb wir überzeugt sind, dass man noch andere externe Sponsoren findet. 
Wenn man beispielsweise den Betrag der Stadt Aarau von einer Million Franken mit dem 
Betrag der Ortsbürgergemeinde vergleicht, ergibt sich doch ein recht krasses Missverhält-
nis. Ich gehe davon aus, dass es die Ortsbürgergemeinde schon viel länger gibt, als die 
Einwohnergemeinde. In dem Sinne bitte ich Sie, unseren Kürzungsantrag zu unterstützen. 

Urs Winzenried, Mitglied: Es ist doch relativ selten, dass vier Fraktionen gemeinsam einen 
Antrag stellen. Das lässt hoffen. Die SVP steht einstimmig und geschlossen hinter dem 
Kürzungsantrag. Kultur ist wichtig, aber sparen ist auch wichtig. Wir stehen kurz vor der 
Budgetdebatte und in dieser wird es hauptsächlich auch um das Sparen gehen. Diesbezüg-
lich muss jeder seinen Beitrag leisten. Aarau kann in vielen Produktegruppen sparen. Da 
ist Luft nach oben. Aarau kann auch bei der Kultur einen bescheidenen Sparbeitrag leisten. 
Die Zitrone ist nicht ganz ausgepresst. Das Projekt Neue Stadtgeschichte kann auch ohne 
Substanzverlust mit 100’000 Franken weniger gut über die Bühne gebracht werden und 
eine schöne Stadtgeschichte mit sich nehmen. Man kann entweder generell jetzt kürzen 
oder in einzelnen Teilprojekten, man kann im Jahr kürzen oder nach dem Willen der Pro-
jektverantwortlichen. Das sollen diese selbst bestimmen. Eine breite Zustimmung des Ein-
wohnerrats zum Kürzungsantrag wäre ein bescheidenes Zeichen, dass es dem Einwohner-
rat wirklich auch ernst mit dem Sparen ist. Deshalb unterstütze ich die Äusserungen von 
Peter Jann. Ich hoffe auf eine breite Zustimmung des Kürzungsantrages. 

Matthias Zinniker, Mitglied: Nach fast 50 Jahren, seit der letzten publizierten Stadtge-
schichte, ist es Zeit für eine Neuauflage. Wir finden es wichtig, dass man als Aarauerin und 
Aarauer, aber auch als interessierte Dritte die Möglichkeit hat, etwas über die Geschichte 
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desjenigen Ortes, wo man herkommt oder wohnt zu erfahren und zwar in zeitgemässer 
und aktueller Form. Woher kommen unsere Traditionen und woher haben unsere Heraus-
forderungen ihren Ursprung? Wenn wir hier mehr zur Stadtgeschichte erfahren, kann man 
auch das aktuelle Zeitgeschehen im Idealfall besser verstehen und man sieht die Probleme 
aus einem anderen Blickwinkel. Schlussendlich fördert eine aktuelle Stadtgeschichte auch 
die Identifikation mit unserem Wohnort. Die Fraktion der FDP ist überzeugt, dass es ein 
Projekt für eine Neue Aarauer Stadtgeschichte braucht. Es ist auch klar, dass die Aufarbei-
tung und Erneuerung nur dann Sinn macht, wenn das Resultat auch kommuniziert wird 
und das in einer Form, welche die breite Bevölkerung interessiert. Dies erfolgt vielleicht 
ein bisschen weniger durch eine 400 bis 500-seitige Publikation, sondern durch ein biss-
chen einfachere und schneller verdauliche Kost. Die Grundlagenarbeit im Teilprojekt 1 ist 
unumgänglich, um die wissenschaftliche Basis aufzuarbeiten und als Publikation für die 
nächsten Generationen festzuhalten. Das Material kann anschliessend für die Kommunika-
tion und für die Vermittlung an die Öffentlichkeit verwendet werden. Es ist grundsätzlich 
auch erfreulich, dass es bei den Endprodukten der Teilprojekte 2 und 3 eben nicht nur ein-
fach bei ein paar Schriften bleibt, sondern andere Kanäle bespielt werden, zum Beispiel 
auch die Informationstafeln zur Baugeschichte, welche aktualisiert werden oder, dass mit 
dem Aarau kompakt auch eine zusammengefasste Version der Stadtgeschichte in verschie-
denen Sprachen entsteht. Man kann den Bogen aber auch überspannen. Braucht es Doku-
mentarfilme, Blogs, Podcast, Wikipedia-Einträge und eine eigene Internetseite? Braucht es 
auch eigene Stofftaschen, Postkarten, Stifte usw. zur Stadtgeschichte. Ich glaube, es würde 
auch ein bisschen weniger reichen. Wir sind und werden auch nicht eine Grossstadt, wel-
che jährlich von tausenden von Touristen besucht wird, nur damit sie einmal in Aarau ge-
wesen sind und etwas über unsere Geschichte erfahren. Man muss nicht für 100’000 Fran-
ken im Teilprojekt Quartierwagen mit Zeitzeugen sprechen, welche dann in weiteren 
Videos und Transkriptionen etwas zur Geschichte erzählen. Ich glaube, das würde auch 
ein bisschen billiger gehen. Isoliert betrachtet haben all die verschiedenen Produkte eine 
gewisse Berechtigung. In der Gesamtbetrachtung muss man sich aber die Frage stellen, ob 
es für Aarau immer das Teuerste und das Grösste und immer der Goldstandard sein muss. 
Aus unserer Sicht reicht auch eine Stufe weniger. Vor allem dann, wenn es den bereits 
strapazierten Finanzhaushalt der Einwohnergemeinde belastet. Die FDP hat den eben vor-
gestellten Antrag mitverfasst und mitunterzeichnet, weil wir überzeugt sind, dass bei den 
Teilprojekten 2 und 3 einerseits ein gewisses Einsparungspotenzial vorhanden ist, ohne 
dass die Qualität dieser Produkte leidet und anderseits, weil die verhältnismässig kleinen 
Projekte im erweiterten Kulturbereich für zusätzliche Drittmittelbeiträge prädestiniert sind. 
Anstelle 5 Kurzfilme von je 15 Minuten für satte 20’000 Franken pro Film kann man den 
gleichen Inhalt auch für ein bisschen weniger Geld in einem Video aufbereiten. Es ist wich-
tig zu betonen, dass man den Umfang auch über zusätzliche Drittmittel beibehalten kann. 
Das ist so formuliert und wir verstehen den Antrag auch so, indem der Beitrag der Einwoh-
nergemeinde reduziert wird. Der Antrag lässt aber auch explizit zu, dass man über andere 
Wege, nämlich durch Drittmittel, beim gleichen Gesamtkredit bleibt. Ich möchte beliebt 
machen, dem Antrag zuzustimmen. Der Betrag von 100’000 Franken ist ein sehr geringer 
Kürzungsbetrag. Es ist weniger als die eingestellte Reserve. Wenn es nicht etwas günstiger 
geht, bin ich überzeugt, dass es ein guter Anreiz ist, um weitere Sponsoren zu finden. 

Leona Klopfenstein, Mitglied: Wir sind uns wohl alle in diesem Saal einig, dass man die 
Stadtgeschichte nach 50 Jahren überarbeiten muss. Man muss sie nicht nur überarbeiten, 
weil eben die 50 Jahre nicht abgebildet sind, sondern es fehlen in meinen Augen - wenn 
man die aktuelle Stadtgeschichte anschaut - ganz wichtige Aspekte. Beispielsweise Inhalte 
zur Frauenbewegung, welche in den letzten 50 Jahren doch sehr entscheidend gewesen 
ist. Aber auch die Themen Migration und Jugend sind einfach schlichtweg ausgeklammert 
worden. Die SP-Fraktion ist diesem Projekt aber nicht nur deshalb positiv eingestellt, son-
dern weil wir es auch ein lebendiges und ein partizipatives Projekt finden mit einem gros-
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sen Impact für die Schule. Es ist also vielmehr als nur ein dickes Geschichtsbuch. Wir be-
grüssen auch die schöne Vernetzung und den Einbezug von bestehenden Akteurinnen und 
Akteuren und Institutionen der Stadt. Die Wissensvermittlung als Teilprojekt begrüssen wir 
und finden es sehr zentral, weil es auch einen wichtigen Beitrag zur politischen Bildung 
leistet. Auch uns ist aufgefallen, dass es sehr viel Geld ist. Wir erachten aber das Geld 
sinnvoll eingesetzt. Das Wissen über die Geschichte des Ortes, in welchem man lebt und 
eben auch das Wissen darüber, dass sich Traditionen sogar in Aarau immer wieder weiter-
entwickelt haben, erachten wir als sehr wichtig. Ja, es ist viel Geld, aber wir sehen auch, 
dass die Finanzierung durch Stiftungen etc. auf einem sehr guten Weg ist. Wir begrüssen 
auch, dass sehr viel bestehendes städtisches Personal einbezogen wird und nur notfalls 
auf externe Personen zurückgegriffen wird. Den Kürzungsantrag unterstützen wir aus die-
sen Gründen nicht. Wir sind der Meinung, dass eben genau die Teilprojekte das Projekt 
ausmachen und wir finden gerade auch die Kommunikation über die Stadtgeschichte und 
deren Inhalt doch sehr elementar. Wir werden dem Projekt zustimmen. 

Samir Hertig, Mitglied: Es ist sehr erfreulich, dass sich alle Fraktionen einig sind und ins-
besondere, dass jetzt in diesem Fall die wissenschaftliche Aufarbeitung der Aarauer Stadt-
geschichte von allen anerkannt wird. Ich glaube, wir sind uns einig, dass die neuen Per-
spektiven und Fragestellungen dringend erforderlich sind, um die verschiedenen Momente 
der Aarauer Geschichte auch entsprechend mit der aktuellen Analysemethode und den re-
levanten Fragestellungen für heute neu zu beleuchten. Beispiele dazu haben wir vorher 
schon gehört. Wir kennen alle genug Beispiele von Themen, welche in den Siebzigerjahren 
vielleicht noch nicht gerade an der Tagesordnung gewesen sind. Da gehört meiner Mei-
nung nach beispielsweise auch ein Quartierwagen dazu. Aber das ist ein anderes Thema. 
Zudem möchte auch noch erwähnt sein, dass die geplante Digitalisierung des historischen 
Grundbuchs durchaus sehr wertvolle Grundlagenarbeit ist, welche auch weit ausserhalb 
von Aarau, zumindest in wissenschaftlichen Kreisen, auf grosses Interesse stossen wird. 
Schlussendlich wird doch jede Generation ihre eigenen Fragen an die Geschichte stellen, 
um eben genau Antworten zu finden, welche für heute relevant und von Bedeutung sind. 
Deshalb finde ich es schön, dass die wissenschaftliche Relevanz des Projektes unbestritten 
ist. Aufbauend zu dieser allgemeinen Würdigung dieser Geschichte lebt das Projekt selbst-
verständlich davon, dass eben genau die Erkenntnis, beziehungsweise die Fragestellun-
gen, durch Quellen, sowie auch die möglichen Ambivalenzen an ein Publikum vermittelt 
werden. Die Neue Stadtgeschichte sollte nicht einfach mit der Publikation eines dicken Bu-
ches enden, sondern sie fängt eigentlich erst gerade dort richtig an. Gerade in der Gesell-
schaftswissenschaft ist es entscheidend, dass das Ergebnis von einer möglichst breiten Öf-
fentlichkeit auch rezipiert wird und eben auch genau dieses Publikum eine Möglichkeit 
hat, seine Fragen an die Geschichte auch zurückzustellen, Stichwort Partizipation. Wie wir 
alle wissen, werden schlussendlich auch Steuergelder von einer sehr breiten Bevölkerung 
an dieses Projekt fliessen. Deshalb sollten auch möglichst viele Menschen davon profitie-
ren können. Gerade die vielfältige und sehr gute Quellenlage in Aarau bietet auch eine her-
vorragende Chance, um eben genau auf möglichst verschiedene Formen der Geschichts-
vermittlung zurückzugreifen. An dieser Stelle sollte noch einmal erwähnt und der Stadtrat 
und die Projektdelegation eingeladen werden, dass möglichst alle Resultate, beziehungs-
weise das Produkt etc. dieses Projekts möglichst offen und ohne Einschränkungen im 
Sinne von Open Science publiziert werden sollten. Der Abänderungsantrag schlägt ja vor, 
den Sockelbetrag der Stadt pauschal um 100’000 Franken zu kürzen, mit der Begründung, 
dass Einsparungen in der Kommunikation und der Vermittlung, also nicht im wissenschaft-
lichen Teil, problemlos möglich, beziehungsweise weitere Drittmittel realistisch sind. Zu-
gegebenermassen sind wir der Meinung, dass die Kürzung von 100’000 Franken durchaus 
moderat ist. Über das liebe Geld und das Sparen werden wir heute aber noch genug reden. 
Trotzdem sind wir als Fraktion und insbesondere ich persönlich dem Abänderungsantrag 
skeptisch gegenübergestellt. Wie ich vorher ausgeführt habe, ist gerade der Grad der Ver-
mittlung dieses Projekts schlussendlich der zentrale Massstab dafür, wie erfolgreich das 



 

Sitzung vom 23. September 2024 

Seite 273  

Projekt sein wird. Eine Neue Stadtschicht lebt wortwörtlich nur dann, wenn sie vermittelt 
wird und ein aktiver Dialog, vor allem mit Aarauerinnen und Aarauern, entsteht. Wie jedes 
andere mit Steuergeldern finanzierte Projekt, hat auch dieses Projekt eine gewisse Wirk-
samkeit zu erreichen. Indem man bei den Mitteln für die Kommunikation und der Vermitt-
lung spart, reduziert man genau die Reichweite und damit meiner Meinung nach auch die 
Wirksamkeit dieses Projekts. Die Argumentation der Antragsteller, dass Einsparungen 
problemlos möglich sind, ohne dass dabei die Qualität leidet, erscheint mir zumindest 
zweifelhaft. Sollte das tatsächlich so einfach und problemlos möglich sein, müsste man 
das grundsätzliche Vorgehen des Projektes schon hinterfragen. Dabei ist es natürlich 
durchaus wünschenswert, dass zusätzliche Drittmittel gesucht und zusammengetragen 
werden. Wir verstehen aber auch, dass der Stadtrat das vorerst nicht macht. Man hat ja be-
reits Drittmittel von über 500’000 Franken gesammelt. Mit den zusätzlichen Mitteln aus 
dem Swisslos-Fonds und der Ortsbürgergemeinde – ich finde auch, dass diese durchaus 
mehr zahlen könnten – bekommt die Stadt Aarau, beziehungsweise die Einwohnerge-
meinde Aarau schon heute quasi eine neue Stadtgeschichte zum halben Preis. Insofern 
sind wir in unserer Fraktion gespaltener Meinung, inwiefern die pauschale Reduktion des 
Sockelbetrags tatsächlich sinnvoll und wirksam ist. 

Petra Ohnsorg Matter, Mitglied: Die Stadtgeschichte von Aarau ist mehr als in die Jahre 
gekommen. Der urgeschichtliche Teil, den ich selber fachlich beurteilen kann, ist nicht nur 
überholt, sondern gleicht einer fantastischen Erzählung, welche kaum auf Fakten basiert. 
Die Fakten zur Geschichte von Aarau sollen wissenschaftlich aufgearbeitet werden. Das ist 
gut und es ist wichtig, denn verlässliche Fakten werden, wie wir alle wissen, angesichts 
von Fake News und künstlicher Intelligenz immer wichtiger. Dass die Geschichte sehr 
lange falsch erzählt oder sogar missbraucht wird, ist nämlich übrigens gar nicht so wahn-
sinnig selten. Ein prominentes Beispiel kommt aus Nazideutschland, wo man sich sehr be-
müht hat, mit Fake-Fakten, auch aus der Geschichte und aus der Archäologie, die Überle-
genheit der germanischen Rasse zu bestätigen. Das hatte sogar Auswirkungen bis zu uns 
in den Aargau, indem ein Nazi-Archäologe angeblich die südlichsten Ausläufer eines 
ebenso angeblichen indogermanischen Urvolks nachweisen wollte. Das Beispiel zeigt ge-
rade auch, wie wichtig es ist, dass wissenschaftliche Fakten mit der Öffentlichkeit geteilt 
werden und zwar immer wieder und von Neuem. Es ist wichtig, dass sie immer wieder kri-
tisch durchleuchtet und auch aus der aktuellen Zeit heraus beurteilt werden. Ebenso wie 
das Beispiel von Nazideutschland zeigt. Gerade hier ist das Projekt Neue Stadtgeschichte 
besonders stark. Im Gegensatz zu offenbar den meisten anderen staunen wir Grünen, wie 
vielfältig es angelegt ist, was wir alles für diesen Preis erhalten und mit welcher Produkte-
palette man die neuen Erkenntnisse der Bevölkerung zur Verfügung stellen will. Würde es 
aber nicht ausreichen, wenn man die Geschichte unserer Stadt einfach in der Schule erzäh-
len würde? Nein, das würde nicht reichen, denn das Beispiel des angeblichen indogermani-
schen Urvolks zeigt auch, dass Geschichte für die ganze Gesellschaft eine wichtige Rolle 
spielt und zwar von jung bis alt. Sie bilden den Boden für unsere Werte, unsere Traditio-
nen und auch für unsere Zukunftsvisionen. "Ohne Vergangenheit kann man keine Zukunft 
haben", wie es Michael Ende einst gesagt hat. Unsere Gesellschaft wird immer durchge-
mischter und vielschichtiger, auch in Aarau. Die Geschichte leistet einen wichtigen Beitrag, 
damit wir unsere Identität, unsere Errungenschaften und Stärken immer wieder neu finden 
und definieren können. Das schafft auch eine gemeinsame Basis für uns als Stadt und für 
unsere Bewohnerinnen und Bewohner. Auch zu diesem Thema gibt es übrigens ein un-
schönes Beispiel. Kurz nachdem die Terrormiliz IS die antike Stadt Palmyra erobert hat, hat 
sie dort mehrere Tempel, Grabtürme und römischen Triumphbogen gesprengt. Man kann 
sich jetzt fragen, warum Ruinen gesprengt werden. Die Ruinen waren Zeugnis einer histo-
rischen Verbindung und zeugen von einer gemeinsamen Geschichte von Syrien mit der 
griechisch-römischen Kultur und damit eben mit der europäisch westlichen Welt und das 
passt einem IS natürlich gar nicht. Das Beispiel ist jetzt ein bisschen weit weg geholt, aber 
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es zeigt eben, welche hohe Bedeutung und symbolische Kraft das Wissen um unsere Her-
kunft und die Geschichte haben oder eben auch plötzlich bekommen kann. 2.123 Millio-
nen Franken ist wirklich viel Geld. Die Stadt soll unter dem Strich ja höchstens 1 Million 
Franken selber tragen. Wir Grünen sind sehr zuversichtlich, dass man mehr Drittmittel 
wird beschaffen können, als momentan budgetiert sind. Diverse, auch kleinere Stiftungen, 
die man anfragen könnte, sind ja noch gar nicht berücksichtigt. Der geplante Output des 
Projekts Neue Stadtgeschichte ist aus Sicht der grünen Fraktion sehr gross. Es ist eine 
spannende, moderne und vielfältige Produktepalette geplant, welche verschiedene Bevöl-
kerungsgruppen von jung bis alt erreichen soll. Die Produktepalette macht das Projekt 
nach aussen sichtbar. Wir sind auch der Meinung, dass gerade dies den Mehrwert für die 
Bevölkerung generiert. Die grüne Fraktion freut sich sehr auf diesen Mehrwert und wird 
den Antrag für die Neue Stadtgeschichte einstimmig unterstützen und den Kürzungsan-
trag einstimmig ablehnen. 

Suzanne Marclay-Merz, Stadträtin: Ganz herzlichen Dank für die positive Aufnahme die-
ses wichtigen Projekts. Es ist ein Generationenprojekt, welches wir unserer Nachwelt mit 
diesem Startschuss heute überlassen können. Es ist uns bewusst, dass wir einen sehr ho-
hen Betrag investieren, aber wir können daraus auch sehr viel Qualität ziehen. Ich möchte 
im Namen des Stadtrats an unserem bisherigen Antrag festhalten und bitte Sie, auf den 
Kürzungsantrag nicht einzutreten. Ich kann Ihnen aber versichern, dass wir die Qualität 
hochhalten werden. Auch wenn Sie dem Kürzungsantrag zustimmen sollten, wollen wir na-
türlich die Qualität an die oberste Stelle stellen und würden versuchen, Drittmittel zu ge-
nerieren. Ich kann Ihnen aber nicht versprechen, dass das gelingt. Selbstverständlich ma-
chen wir das auf jeden Fall. Wenn wir den vollen Betrag heute zugesprochen bekommen, 
ist es uns auch nicht verboten, mehr Drittmittel einzuholen. Das haben wir an der FGPK-
Sitzung auch schon gesagt. Das wäre natürlich das Ziel. Der im Budget enthaltene Betrag 
ist realistisch und wenn wir überschiessen, dann umso besser. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Nachdem das Wort nicht weiter gewünscht wird, gelangen 
wir zu den 

Abstimmungen 

Es sind nun 48 Mitglieder des Einwohnerrats anwesend. Das absolute Mehr beträgt 25. 

Beschluss 

Der Abänderungsantrag, mit der Absicht, dass der maximale Beitrag der Stadt 900'000 
Franken nicht übersteigt sei der Bruttokredit von 2'123'000 Franken um 100'000 Franken 
auf 2'023'000 Franken zu kürzen, wird mit 22 Ja-Stimmen gegen 26 Nein-Stimmen abge-
lehnt. 

Somit kommt der stadträtliche Antrag in die Schlussabstimmung. 

Urs Winzenried, Mitglied: Wir haben jetzt nur über den Rückweisungsantrag abgestimmt. 
Über den Kredit generell wurde noch nichts gesagt. Je nachdem, wie die Abstimmung aus-
fällt, verläuft die Diskussion anders. 

Anja Kaufmmann, Präsidentin. Ich habe die Diskussion zum Abänderungsantrag und 
zum gesamten Geschäft eröffnet. Wenn aber jetzt jemand noch etwas dazu sagen möchte, 
kann man das noch tun. 
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Urs Winzenried, Mitglied: Es ist nicht ganz einfach, zu einem Hauptgeschäft etwas sagen 
zu können, wenn man nicht weiss, ob der gestellte Antrag nachher vom Rat abgelehnt o-
der angenommen wird. Das ist gar nicht möglich. Der Rat hat jetzt leider den Antrag auf 
Kürzung von 100’000 Franken abgelehnt. Es wäre sogar eine grössere Kürzung von 
150’000 Franken möglich gewesen. Das zeigt einfach, dass ein sichtbarer Wille zum Spa-
ren hier bei einer Mehrheit des Parlaments nicht vorhanden ist, auch wenn es nur um 
100’000 Franken geht. Auch dort will man offenbar nicht sparen. Für die SVP-Fraktion ist 
das Projekt jetzt, nach der Ablehnung des Kürzungsantrags, zu aufgebläht, zu umfassend 
und zu teuer. Man hat das vorhandene Sparpotenzial nicht ausnützen wollen. Es hätte kei-
nen grossen Schaden gegeben, wenn man das Projekt mit 100’000 Franken weniger ge-
nehmigt hätte. Wir wollen ein ausgeglichenes Budget und deshalb bleibt nichts Anderes 
übrig, als zu versuchen, die Ausgaben zu bremsen. Die SVP-Fraktion wird den Kredit ein-
stimmig ablehnen. Wenn es doch so leicht ist, Drittmittel zu generieren, hätte man doch 
umso mehr 100'000 Franken einsparen können. Wir verstehen nicht, dass man den Spar-
antrag nicht unterstützt hat. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Ich handhabe es seit jeher so, dass über das gesamte Ge-
schäft diskutiert und selbstverständlich über die Anträge gesondert abgestimmt wird. Je 
nach Ausgang einer Abstimmung zu einem Abänderungsantrag ist es sicher so, dass man 
dann auch bei der Schlussabstimmung eine andere Haltung haben kann. Diese könnte 
man auch in der Diskussion zum gesamten Geschäft zur Kenntnis bringen. Wir kommen 
jetzt zur 

Schlussabstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 38 Ja-Stimmen gegen 10 Nein-Stimmen folgenden 

Beschluss 

Der Einwohnerrat bewilligt zur Realisierung des Projekts Neue Stadtgeschichte für Aarau 
einen Investitionskredit in der Höhe von brutto 2'123'000 Franken, abzüglich Beiträge Drit-
ter. 

Der Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Refe-
rendum. 
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Traktandum 6 

Politikplan 2025-2029 und Budget 2025 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Botschaft vom 12. August 2024 unterbreitet der Stadtrat 
dem Einwohnerrat folgende 

Anträge 

zum Politikplan 

Der Einwohnerrat möge vom Politikplan der Einwohnergemeinde Aarau für das Jahr 2025 
– 2029 Kenntnis nehmen. 

zum Budget 

Das Budget 2025 der Einwohnergemeinde Aarau sei mit einem Steuerfuss von 96 % zu ge-
nehmigen. 

Die FGPK hat das Geschäft an ihrer Sitzung vom 10. September 2024 besprochen und den 
Politikplan zur Kenntnis genommen. Sie stellt dem Einwohnerrat den Antrag, das Budget 
2025 mit einem Steuerfuss von 96 % zu genehmigen. 

Von der Fraktion GLP/Die Mitte liegt folgender 

Rückweisungsantrag 

vor 

Das Budget 2025 der Einwohnergemeinde Aarau wird an den Stadtrat zurückgewiesen mit 
dem Auftrag, ein ausgeglichenes Budget ohne prognostizierten Verlust vorzulegen. Korrek-
turmassnahmen sind sowohl einnahme- als auch ausgabeseitig vorzusehen. 
 
Über diesen Rückweisungsantrag befinden wir zuerst. Wird der Rückweisungsantrag heute 
angenommen, ist das Geschäft erledigt und wir nehmen lediglich noch den Politikplan zur 
Kenntnis. 

Wir hören nun zuerst die Begründung des Rückweisungsantrags. Anschliessend folgen die 
Diskussion und die Abstimmung über die Rückweisung. 
  
Alexander Umbricht, Mitglied: "Der Klimawandel ist kein weit entferntes Problem mehr. 
Er findet hier statt, er findet jetzt statt", das hat Barack Obama gesagt. Ich kann sie völlig 
beruhigen. Ich habe die richtige Rede dabei. Ich hoffe, Sie verstehen am Schluss nicht nur, 
weshalb das Zitat an dieser Stelle korrekt ist, sondern auch, weshalb Sie unserem Rückwei-
sungsantrag zustimmen werden. Heute diskutieren wir über das Budget 2025. Diesbezüg-
lich kann man die Einstellung einer Erhöhung zu viel finden oder 30’000 Franken mehr für 
den Prozessor ausgeben. Wir können und werden vielleicht über diverse grössere und klei-
nere Ausgaben diskutieren. Der Fraktion GLP/Die Mitte ist es wichtig, dass wir das Budget 
vor dem Hintergrund des Politikplans beurteilen müssen. Der Politikplan zeigt uns die 
Grosswetterlage. Die Grosswetterlage präsentiert sich im Politikplan wie folgt: Erstens: Es 
kommen, im Vergleich zu vor ein paar Jahren, aussergewöhnlich hohe Aufgaben auf die 
Stadt zu. Alleine für die Schulanlagen sind im Politikplan aktuell rund 140 Millionen Fran-
ken vorgesehen und das nur bis 2029. Dann sind auch gar noch nicht alle Schulanlagen 
fertig gebaut. Schulanlagen sind jetzt wirklich nicht nice to have. Zweitens: Wir als Stadt 
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werden im selben Zeitraum sinnvollerweise noch in diverse andere Projekte investieren. 
Manchmal weil wir wollen, nicht selten, weil wir müssen. Entsprechend sinkt das Vermö-
gen der Stadt voraussichtlich um rund 100 Millionen Franken in den nächsten 5 Jahren. 
Der Kapitalertrag, sprich Zinsen, sinkt entsprechend auch. Die Stadt Aarau kann sich beim 
aktuell verhältnismässig sehr moderaten Steuerfuss die vielen vom Einwohnerrat und von 
der Bevölkerung gewünschten Ausgaben nur einigermassen leisten, weil wir dank unserem 
Vermögen zusätzliche Einnahmen haben. Einnahmen aus dem Anlagefonds, Einnahmen 
aus der Eniwa und so weiter. Drittens: Die Selbstfinanzierung reicht nicht für die geplanten 
Investitionen. Auch nicht, wenn wir das eine oder andere kleinere Projekt streichen. Seit 
Stabilo 2 sollte die Selbstfinanzierung bei etwa 20 Millionen Franken pro Jahr liegen. Laut 
dem Politikplan fehlen für dieses Ziel in den nächsten 5 Jahren jährlich zwischen 5 und 7 
Millionen Franken oder um das in das Verhältnis des Budgets zu setzen, jährlich zwischen 
7 und knapp 10 Steuerprozente für die Selbstfinanzierung. Viertens: Die Schuldenbremse 
wird allenfalls bereits im Jahr 2027 nicht mehr eingehalten. Ich bin jetzt wirklich bekann-
termassen alles andere als ein Fan dieser Schuldenbremse. Aber die Bevölkerung wollte 
sie, also halten wir uns daran, mit allen Konsequenzen. Die finanzielle Herausforderung ist 
zusammenfassend mittel- bis langfristig gross. Wie gross wissen wir nicht genau. Wir wis-
sen zum Beispiel auch nicht, ob und wann uns die Steuereinnahmen der Kantonalbank ver-
loren gehen. Für die Grosswetterlage ist es aber auch nicht so wichtig, ob uns 100, 150 
oder 200 Millionen Franken mittel- bis langfristig fehlen. Alle diese Beträge sind ein Prob-
lem. Je kleiner der Betrag, der uns fehlt, desto kleiner ist das Problem. Wir müssen aber 
etwas unternehmen. Je früher man handelt, je früher man gezielt Gegensteuer gibt und die 
Grosswetterlage berücksichtigt, desto mehr Handlungsspielraum haben wir. Deshalb 
schlagen wir zwei Schritte vor. Der erste Schritt mit kurzfristigem Fokus. Wir schauen, dass 
wir für 2025 ein ausgeglichenes Budget haben. Deshalb der Rückweisungsantrag. Der 
zweite Schritt. Wir brauchen eine breitere Auslegeordnung zur finanziellen Situation, damit 
wir vorausschauend im Einwohnerrat die richtigen Weichen im nächsten Jahr stellen kön-
nen. Die Leute, die gut zugehört haben, werden Parallelen zur Klimadiskussion erkannt ha-
ben. Es ist glasklar, die Klimaerwärmung ist ein Problem. Es ist genauso glasklar, dass De-
fizite über mehrere Jahre ein Problem sind. Bei beiden wissen wir zwar nicht, wo man 
landet, aber glasklar ist, weniger Defizit ist besser, weniger Klimaerwärmung ist besser. 
Bei beiden Themen können wir die Augen verschliessen oder heute schon mehr machen. 
Bei beiden Themen gilt, je früher wir mehr machen, desto besser. Im Vorfeld von heute 
habe ich einiges gehört. Der Stadtrat müsste, die Verwaltung müsste, der Einwohnerrat 
sollte und die Bevölkerung sowieso. Das erinnert mich ein bisschen an: China müsste, die 
USA müsste, die Landwirtschaft müsste und so weiter. Nein! Wir Einwohnerrätinnen und 
Einwohnerräte müssen. Das Budget ist unser Instrument, unsere Verantwortung. Also neh-
men wir unsere Verantwortung doch einfach wahr. Ein paar organisatorische Hinweise: Die 
Fraktion GLP/Die Mitte wird dieser Rückweisung zustimmen. Ich hoffe, Sie auch. Im Sinne 
eines Plan B, also das, was wir beim Budget vermissen, werden wir bei einer abgelehnten 
Rückweisung ein paar wenige Kürzungsanträge einbringen. Unabhängig davon, ob das 
Budget zurückgewiesen wird, werden wir diese Woche noch ein Postulat einreichen. Das 
Postulat wird vom Stadtrat fordern, dass er zuhanden des Einwohnerrats bis vor die nächs-
ten Sommerferien eine breitere Auslegeordnung macht und Varianten für die mittel- und 
langfristige Finanzierung dieser Stadt zeigt, so, dass wir am besten vor den nächsten Som-
merferien mit mehr Zeit besser diskutieren können, wie wir unsere voraussichtlichen mit-
tel- und langfristigen Finanzprobleme lösen wollen. Ich bitte Sie, dem Rückweisungsantrag 
zuzustimmen. 

Stefan Zubler, Mitglied: Der Rückweisungsantrag mit den gestellten Forderungen hat uns 
grundsätzlich nicht überrascht. Überraschend ist für uns eher, von welcher Fraktion dieser 
gestellt wurde. Die FDP-Fraktion lehnt den Rückweisungsantrag geschlossen ab. Als erstes 
möchte ich auf die Argumente der Antragssteller eingehen. Erstens wird mit einem mittel-
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fristig ausgeglichenen Ergebnis der Erfolgsrechnung argumentiert. Dafür wird eine Mittei-
lung des Gemeindeinspektorats zitiert, gemäss welcher die letzten zwei abgeschlossenen 
Rechnungsjahre, sprich 2022 und 2023, sowie fünf Planjahre berücksichtigt werden sol-
len. Wie sinnvoll eine solche Berechnung ist, wenn in den fünf Jahren vorher, also von 
2017 bis 2021, Überschüsse von über 50 Millionen Franken angehäuft worden sind, ist 
aus unserer Sicht klar zu bezweifeln. Viel relevanter erscheint uns, was sich das Aarauer 
Stimmvolk selber für Regeln gesetzt hat. Ich zitiere aus der Schuldenbremse: "Die Stadt 
führt den Finanzhaushalt so, dass innert höchstens 10 Rechnungsjahren das Eigenkapital 
nicht sinkt". Wenn wir jetzt also die 10 Jahre von 2020 bis Ende Politikplan 2029 an-
schauen, sehen wir, dass das Eigenkapital nicht sinkt. Oder noch einfacher, man schaut 
die Grafik des Schwankungstopfs 1 an auf Seite 17 und erkennt, dass dieser, dank den ho-
hen Überschüssen der Vorjahre, zwar abgebaut wird, aber selbst im Jahr 2029 noch fast 
doppelt so viele Mittel hat, als der damalige Startwert. Aus Sicht Eigenkapital ist für uns 
deshalb klar, dass aktuell keine Steuererhöhung notwendig ist. Der Rückweisungsantrag 
ist unter dem Strich nichts anderes, als die Forderung nach einer deutlichen Steuerfusser-
höhung. Zweitens wird mit den hohen anstehenden Investitionen argumentiert. Dass die 
Selbstfinanzierung meistens unter dem Zielwert für 20 Millionen Franken gemäss Stabilo 2 
liegt, ist ein Fakt. Ehrlicherweise müsste man dann aber auch erwähnen, dass auch die 
Nettoinvestitionen im Durchschnitt über die letzten Jahre ebenfalls unter dem gleichen 
Zielwert gelegen sind. Die Antragsteller sagen es selbst. Uns stehen aussergewöhnlich 
hohe Investitionsausgaben bevor. Allen voran die Investitionen in die Oberstufenstandorte. 
Ab 2024 werden durchschnittlich für 43 Millionen Franken pro Jahr Investitionen geplant. 
Dass die Selbstfinanzierung nicht mithalten kann, ist klar. Aus Sicht der FDP-Fraktion ist es 
unrealistisch, dass man solche, ausserordentlich hohe Investitionen, wie die Oberstufen-
standorte, über die steuerfinanzierte Selbstfinanzierung zahlen möchte. Wenn man das 
prognostizierte Minus im Schwankungstopf 2 von knapp 50 Millionen im Planjahr 2029 
durch Steuererhöhungen finanzieren möchte, sprechen wir von einer Steuerfusserhöhung 
von rund 15 Prozent pro Jahr bis ins Jahr 2029. Für uns ist klar, dass die Oberstufenpla-
nung unter anderem über zusätzliche Mittel für den Schwankungstopf 2 finanziert werden 
muss, was die Schuldenbremse ja auch explizit vorsieht. Oder anders ausgedrückt, ein sol-
ches Projekt wird ohne zusätzliche Fremdfinanzierung und nur aus dem Nettovermögen 
nicht stemmbar sein. Als Infrastruktur für die Kreisschule werden die Schulstandorte an 
die KSAB vermietet. Natürlich erwarten wir, dass ein verrechneter Mietzins, die Verzinsung 
und auch die Amortisation des Fremdkapitals decken, damit die Verschuldungsquote mit-
telfristig wieder auf das heutige Niveau reduziert werden kann. Als ergänzende Finanzie-
rungsmethode ist für uns auch der Verkauf von Liegenschaften der Stadt Aarau kein Tabu. 
Die Argumentation, dass die aussergewöhnlich hohen Investitionen der nächsten Jahre 
über den Steuerfuss finanziert werden sollen, ist für uns nicht nachvollziehbar. Es erstaunt 
uns ausserordentlich, dass diese Argumentation aus den Federn der gleichen Partei 
stammt, welche ein Public Private Partnership zur Entlastung des viel zitierten Investitions-
bedarfs abschiessen möchte, noch bevor überhaupt ein spruchreifes Projekt vorliegt. Wie 
bereits eingangs erwähnt, wird die FDP-Fraktion den Rückweisungsantrag einstimmig ab-
lehnen. Das im Antrag aufgelistete Einsparpotenzial von knapp einem halben Steuerpro-
zent zeigt, dass eine Rückweisung unter dem Strich eine klare Aufforderung an den Stadt-
rat ist, den Steuerfuss deutlich zu erhöhen. Man könnte den Antragstellern deshalb auch 
unterstellen, dass sie einfach den Mut nicht gehabt haben, den Antrag auf eine Steuerfuss-
erhöhung selber und in eigenem Namen einzureichen, sondern dass man den Ball an den 
Stadtrat zurückspielt. Für die FDP-Fraktion ist es völlig unglaubwürdig, zum heutigen Zeit-
punkt über eine Steuerfusserhöhung zu diskutieren. In den Jahren der hohen Überschüsse 
hat man immer Ausreden gehabt, weshalb sich die Stadt eine Steuerfusssenkung nicht 
leisten kann. Jetzt zeigt sich aber das wahre Gesicht. Im Nachhinein und bei Betrachtung 
des Politikplanes könnte man eigentlich sagen, es ist nicht ganz falsch gewesen, dass man 
die Steuern in den letzten Jahren nicht gesenkt hat, aber nur, wenn man jetzt auch bereit 
ist, die massiven Überschüsse dieser Jahre wieder abzubauen und zwar ohne Steuerfusser-
höhung. Sonst hat man nichts Anderes gemacht, als auf Vorrat Steuern zu erheben und 



 

Sitzung vom 23. September 2024 

Seite 279  

jetzt verlangt man bei erster Gelegenheit wieder eine Erhöhung des Steuerfusses. Ein sol-
ches Vorgehen wäre für uns absolut unglaubwürdig und ich möchte den Rat bitten, den 
Rückweisungsantrag nicht zu unterstützen. 

Petra Ohnsorg Matter, Mitglied: Auch in der grünen Fraktion haben wir das Minus und 
die Prognose für die nächsten Jahre mit Besorgnis zur Kenntnis genommen und intensiv 
diskutiert. Massnahmen wird es brauchen, aber wir sind der Meinung, dass man jetzt nicht 
in Panik verfallen und gerade das Kind mit dem Bad ausschütten sollte. Das Wasser im Bad 
ist auf jeden Fall kühler, als auch schon und es hat auch leider nicht mehr ganz so viel 
heisses Wasser im Boiler, wie auch schon. Aber solange das Kind nicht mit den Zähnen 
klappert, sollten wir uns doch Zeit nehmen und die passenden frischen Kleider heraussu-
chen. In den letzten Jahren hat die Ratsrechte mehrmals auf Steuersenkungen gedrängt 
und wir haben immer wieder zu Bedacht gemahnt, was sich im Rückblick ja durchaus als 
richtig erwiesen hat. Es wundert uns deshalb auch, dass die Fraktion GLP/Die Mitte jetzt in 
der umgekehrten Situation gerade einen Rückweisungsantrag mit diversen Kürzungsanträ-
gen stellt, welche schriftlich mehr schlecht als recht oder gar nicht begründet sind. Das 
wirkt auf uns eher panisch oder vielleicht sogar wahlkämpferisch. Auf jeden Fall wirkt es 
aber nicht langfristig durchdacht. Die grüne Fraktion ist der Meinung, dass auch in der Si-
tuation mit umgekehrten Vorzeichen zuerst durchatmen angezeigt ist und dann nachhal-
tig mit Bedacht und mit Weitsicht gehandelt werden sollte. Ich werde dann bei der Würdi-
gung des Budgets gerne genauer ausführen, was wir damit meinen. Es ist ja nicht nur so, 
dass der Stadtrat bereits Korrekturen von mehreren Millionen Franken vorgenommen hat. 
Es ist vor allem eben auch so, dass wir bei der Planung der Oberstufe eine extrem grosse, 
kostenintensive Unbekannte im Investitionsbudget haben. Da ist für uns Grüne ein wichti-
ger Punkt, dass man das Kind vorerst einmal noch im Bad belässt, zumindest bis wir wis-
sen, wo und zu welchem Preis das Kind dann einmal in die Oberstufe gehen wird. Die 
grüne Fraktion wird den vorliegenden Rückweisungsantrag deshalb nicht unterstützen. 

Irene Stutz, Mitglied: Ich danke Alexander Umbricht für die Ausführungen und für den 
Rückweisungsantrag. Die Prognosen der Steuererträge sind vielleicht ähnlich schwierig ge-
worden, wie die Prognosen des Wetters. Wir wissen es nicht, aber auch wir bleiben eher 
skeptisch und das Minus hat auch uns Sorgen bereitet. Insbesondere auch, weil wir wis-
sen, dass uns dieses Jahr ein realistischeres Budget oder weniger vorsichtiges Budget mit 
bereits vielen Einsparungen präsentiert worden ist. Das ist im Vorfeld immer wieder betont 
worden. Je nach Prognose und Anzahl von abzugsfähigen Wärmepumpen, Solaranlagen 
und so weiter kann man ja jetzt optimistischer oder eben skeptischer sein, was die Zu-
kunft der Steuererträge anbelangt. So oder so, diese grosse Investition mit dem Oberstu-
fenschulraum steht der Stadt bevor, das ist ja klar und das wird die grossen Auswirkungen 
auf das Vermögen haben. Ebenfalls klar ist, dass wir ein Defizit bei der Selbstfinanzierung 
haben. Diesbezüglich sind wir mit den Aussagen von Alexander Umbricht sowieso einver-
standen. Weniger Erwärmung, weniger Defizit, dafür stehen wir auch. Deshalb haben wir in 
der SP-Fraktion und in der FGPK die Steuererhöhung ja auch in die Diskussion eingebracht 
und wirklich intensiv diskutiert. Wir haben uns gefragt, ob eine solche schon dieses Jahr 
gefordert werden muss. Diesbezüglich rede ich wirklich nicht von 1 Prozent, sondern von 
einer substanziellen Erhöhung. Das ist klar. Einsparungen und Kürzungen im Budget sind 
ja jetzt schon bereits massiv vorgenommen worden. Gemäss unserer Meinung müssten die 
Erträge deshalb auch in diesem Fall entsprechend steigen. Wir sehen es ebenso wie Petra 
Ohnsorg, dass wir in diesem Jahr wohl noch kein strukturelles Problem haben werden und 
haben uns entschieden, dass wir das Budget dieses Mal so gutheissen und die zukünftigen 
Entwicklungen aber sehr gern und genau verfolgen werden. Deshalb unterstützen wir auch 
die Idee des Postulates, welches angesprochen wurde. Den Rückweisungsantrag unterstüt-
zen wir deshalb nicht. Wir sind der Meinung, dass wir aufgrund der aktuellen Ausgangs-
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lage eigentlich genügend Informationen hätten, um genau die Verantwortung zu überneh-
men und die ganz konkreten Massnahmen zu beantragen. Gegebenenfalls einige Kürzun-
gen. Sicher aber auch die Steuererhöhung. 

Susanne Heuberger, Mitglied: Die SVP-Fraktion taxiert das uns vom Stadtrat vorgelegte 
Budget 2025 als schlichtweg inakzeptabel. Die SVP hält den Voranschlag 2025 in ver-
schiedensten Belangen für untauglich und folglich unannehmbar. Nur schon alleine beim 
von den Behörden für das nächste Jahr veranschlagte Defizit von über 3 Millionen Franken-
handelt es sich für uns um ein absolutes No-Go. Die diversen Gründe für das selbstver-
schuldete Minus sind ebenfalls ein No-Go. Ein Rückweisungsantrag wäre für die SVP im 
Grundsatz deshalb das richtige Mittel, um den Stadtrat in die dringliche Pflicht zu nehmen, 
noch einmal über die Bücher zu gehen und uns im Minimum ein ausgeglichenes Budget 
2025 vorzulegen. Ein derartiger Rückweisungsantrag liegt uns jetzt zwar von GLP/Die 
Mitte vor. Allerdings mit der Forderung nach einnahmen- und ausgabenseitigen Korrektur-
massnahmen. Das explizite Verlangen nach sowohl plus, als auch minus Justierungen, 
kommt für die SVP aber nicht in Frage. Wir stellen uns dezidiert gegen eine Einnahmekor-
rektur in Form einer Steuerfusserhöhung. Gegenüber eines Schraubens am Steuerfuss ge-
gen oben herrscht bei der SVP Nulltoleranz. Den Rückweisungsantrag lehnt die SVP des-
halb geschlossen ab. Es ist belegt, dass Aarau keinerlei Einnahmenprobleme hat. Sowohl 
die Steuern als auch die Vermögenserträge bleiben hoch. Zudem darf im 2025 mit einer 
grosszügigen Dividende der Eniwa aus dem Jahresergebnis 2024 gerechnet werden. Mit 
dieser komfortablen finanziellen Ausgangslage muss es möglich sein, ein ausgeglichenes 
Budget zu erstellen. Höchst problematisch aber ist und bleibt die hemmungslose Ausga-
benfreudigkeit. Ein Grundübel, welches der Stadtrat sekundiert von der linken Einwohner-
ratsübermacht schon seit Jahren an den Tag legt und welches er auch im Budget 2025 
munter huldigt. Es stimmt nicht, wie bereits erwähnt, dass der Stadtrat im für das Jahr 
2025 vorgelegten Budget schon Kürzungen vorgenommen hat. Man hatte einfach von An-
fang an nicht das Ziel, ein ausgeglichenes Budget einzureichen. Mit einer solchen Forde-
rung hätte man nach unserem Dafürhalten an die Verwaltung gelangen sollen. Ein ausge-
glichenes Budget hätte von Anfang an das Ziel sein müssen. Dieses Ziel hat man nicht 
vorgegeben. Entsprechend haben sich die Ausgaben summiert und der Stadtrat hat dann 
intern ein bisschen gekürzt. Genau bei der andauernden und unseligen Ausgabenwut 
muss jetzt aber endlich und massiv auf die Bremse getreten werden. Es grenzt nach mei-
nem persönlichen Dafürhalten an eine Lüge, wenn der Stadtrat behauptet, mit dem Budget 
2025 reagiert und den beeinflussbaren Nettoaufwand reduziert zu haben. Das Gegenteil 
ist der Fall. So werden einfach die Aufwendungen für die gesamte Informatik, bisher PG 
04, neu unter den gesetzlichen Beiträgen in die PG 14 eingestellt und ausgelagert und da-
mit als unbeeinflussbarer Nettoaufwand deklariert. Auch zeigt das Budget 2025 – wenn 
man es richtig liest – dass der Personalausbau in der Verwaltung munter weitergeht. Zu-
dem wird laufend das freiwillige Leistungsangebot ausgebaut. Bezüglich den Investitionen 
fehlt es weiterhin an einer dringend notwendigen Priorisierung, an allfälligen Redimensio-
nierungen oder sogar an einem punktuellen gänzlichen Verzicht von Projekten. Der vorlie-
gende Rückweisungsantrag fordert einnahmen- und ausgabenseitige Massnahmen. Mit 
den einnahmenseitigen Massnahmen ist nichts Anderes gemeint, als Steuerfusserhöhun-
gen. Damit sind wir nicht einverstanden. Ich glaube, es ist nötig, dass man immer wieder 
die Vorteile und die Vorzüge von niedrigen Steuern beleuchtet. Tiefe Steuern sind nicht 
nur eine Entlastung für Bürgerinnen und Bürger, sondern auch ein Motor für das Wirt-
schaftswachstum. Wenn Menschen weniger Steuern zahlen, steht ihnen mehr Geld zur Ver-
fügung, um zu sparen, um zu investieren und um zu konsumieren. Schön ist, dass die 
mündige Bürgerin und der mündige Bürger selber entscheiden kann, ob, wann und wie sie 
die Früchte ihrer Anstrengungen dann auch konsumieren möchte. Es ist unbestritten, dass 
das Geld im Sack unserer Einwohnerinnen und Einwohner die Kaufkraft stärkt und die 
Nachfrage nach Waren und Dienstleistungen fördert. Niedrige Steuern schaffen ein attrak-
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tives Umfeld für Unternehmen. Sie ziehen Investitionen an, fördern die Innovation und sor-
gen für die Schaffung von Arbeitsplätzen. Die Förderung von Eigenverantwortung ist ein 
ganz wichtiger Vorteil von tiefen Steuern, weil nämlich Mensch und Unternehmen selber 
entscheiden können, wie ihr Geld verwendet werden soll. Sei es für Bildung, Gesundheit 
oder Freizeitgestaltung. Abschliessend lässt sich auch sagen, dass niedrige Steuern ein 
Schlüssel zu einer florierenden Gesellschaft sind. Wir als SVP treten für eine Politik ein, 
welche niedrige Steuern unterstützt und somit allen Bürgerinnen und Bürgern zugute-
kommt. Es ist eine gefährliche Illusion zu glauben, der Staat könne alles besser. Der Rück-
weisungsantrag, der explizit – obwohl nicht wörtlich ausgesprochen – eine Steuerfusserhö-
hung fordert. kommt für uns nicht in Frage. 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Ich möchte Sie einfach bitten, hinsichtlich des 
Rückweisungsantrags diesen Voten zu folgen, welche den Rückweisungsantrag nicht un-
terstützen. Es ist tatsächlich so, dass wir uns in einer Situation befinden, in welcher wir na-
türlich angespannter unterwegs sind, als das in den letzten 5 bis 10 Jahren der Fall gewe-
sen ist. Es ist auch so, dass Investitionen bevorstehen, die substanziell sind. Das ist aber 
im Grundsatz nichts Anderes. Das haben wir in den letzten Jahren schon gehabt. Ich darf 
auch daran erinnern, dass wir zum Beispiel im letzten Jahr ein gesamtes Investitionsvolu-
men in unserer Rechnung oder im Politikplan hatten, welches 267 Millionen Franken um-
fasst hat. Jetzt sind wir bei 257 Millionen Franken. Wir sind also in diesem Bereich nicht 
gestiegen. Wir haben geprüft, wie die Investitionen in der zeitlichen Abfolge auch realisier-
bar sind. Wir haben beispielsweise aber auch schon im Politikplan 2014 – 2019 275 Millio-
nen Franken Investitionen drin gehabt. Also es ist nicht so, dass dieser Betrag jetzt einfach 
immer gestiegen ist. Tatsächlich haben die Schulinfrastrukturen für die Oberstufe eine 
substanzielle Auswirkung auf unsere Rechnung. Es wird auch so sein, dass wir das nicht 
über 10 Jahre finanzieren können. Das ist von der Grössenordnung her bei einem Volumen 
unseres Haushalts nicht möglich. Das muss aber auch nicht so sein. Wir haben in der an-
gesprochenen Schuldenbremse eine entsprechende Escape-Klausel bewusst aufgeführt, da-
mit solche Vorkommnisse herausgenommen werden können. Auf der anderen Seite haben 
wir das Gemeindegesetz des Kantons, welches uns vorschreibt, in welchem Rahmen wir 
positiv und ausgeglichen abschliessen sollten. Ich darf noch einmal daran erinnern, dass 
wir im Schnitt im Kanton 2'500 Franken Nettoschulden pro Person haben, welche akzep-
tiert sind und als positiv angeschaut werden. Wir sind nach wie vor bei 5'500 Franken Ver-
mögen pro Person. Wir sind also in einer sehr komfortablen Lage. Wir haben wirklich über 
50 Millionen Franken Überschuss in den letzten fünf Jahren verbuchen können. Es geht 
jetzt darum, den Weg wieder zu finden. Wir können im Moment nicht genau sagen, wie 
das aussieht. Vielleicht ist es 1 Million Franken mehr oder 1 Million Franken weniger. Wie 
bereits in der FGPK erwähnt, waren wir bestrebt, in diesem Budgetprozess die Ausgaben 
nicht zu erhöhen. Es ist nicht so, dass wir gekürzt oder gespart hätten. Wir haben gewisse 
Anträge für zusätzliche Ausgaben abgelehnt, aber wir haben nirgends Kürzungsanträge 
für Projekte gestellt, welche schon vorgesehen gewesen wären. Wir wollen die Kontinuität 
sicherstellen, auch in einer Phase, in welcher es eben durchaus ein bisschen enger zu und 
hergeht. Wir haben die Steuergesetzrevision, wir haben grosse Investitionsprojekte, wir ha-
ben auf der anderen Seite aber keine Rezession. Wir haben gute, positive Investitionen 
auch von privater Seite. Angesprochen wurden die PV-Anlagen, Heizungsersetzungen, wel-
che eine Auswirkung auf die Steuerleistung der natürlichen Personen haben. Im letzten 
Jahr hat uns am meisten beunruhigt, dass wir die budgetierten Steuererträge nicht erreicht 
haben. Wir möchten aber die Entwicklung in diesem und auch im nächsten Jahr abwarten. 
Das ist eigentlich die Rolle, welche der Einwohnerrat bei dieser Budget-Entwicklung hat 
und worauf er direkt Einfluss nehmen kann. Ich bitte Sie, den Rückweisungsantrag abzu-
lehnen und nachher in die inhaltliche Diskussion des Budgets 2025 einzusteigen. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, gelangen 
wir zur 
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Abstimmung 

über den Rückweisungsantrag 

Beschluss 

Der Rückweisungsantrag – mit dem Auftrag, ein ausgeglichenes Budget 2025 ohne prog-
nostizierten Verlust vorzulegen – wird mit 7 Ja-Stimmen gegen 40 Nein-Stimmen bei einer 
Enthaltung abgelehnt. 

Somit treten wir auf das Geschäft ein. Wir kommen zur materiellen Beratung des Budgets 
2025. Das Budget ist unterteilt in einen allgemeinen Teil mit Ausführungen unter anderem 
zur Erfolgsrechnung, zur Bilanz, zu den Finanzkennzahlen und zu weiteren Finanzierungs-
instrumenten. In einem zweiten Teil, dem Hauptteil, folgen die Produktegruppen. Im drit-
ten Teil findet sich die Investitionsrechnung im Detail. Die verschiedenen Teile des Bud-
gets sind eng miteinander verknüpft und ein Auseinandernehmen ist nicht immer sinnvoll. 
Ich überlasse es den einzelnen Sprecherinnen und Sprechern der Fraktionen, ein Gesamt-
referat zu halten oder sich zu diesen Teilen oder zu den Produktegruppen separat zu äus-
sern. Die Anträge, welche die Produktegruppen betreffen, werden wir bei der entsprechen-
den Produktegruppe zur Abstimmung bringen. Wird ein Antrag angenommen, kommt er in 
die Schlussabstimmung. Wie erwähnt, kann man aber Anträge auch im Gesamtreferat stel-
len und begründen. Wenn alle Produktegruppen und die Investitionsrechnung bereinigt 
sind, folgt die Schlussabstimmung zum Budget und die Kenntnisnahme über den Politik-
plan. Wir beginnen mit dem FGPK-Referat von Kommissionssprecherin Beatrice Klaus. 

Beatrice Klaus, Mitglied: Die FGPK hat an der Sitzung vom 10. September 2024 den Poli-
tikplan 2025 - 2029 und das Budget 2025 eingehend diskutiert. Als Auskunftspersonen 
standen der FGPK Stadtpräsident Hanspeter Hilfiker, Marco Andreoli, Leiter Finanzen und 
Steuern und Matthias Mundwiler, Controller, zur Verfügung. Nach der Informationsveran-
staltung vom 19. August 2024 haben die Fraktionen 177 Fragen eingereicht, welche von 
der Verwaltung beantwortet worden sind. Einleitend haben die Auskunftspersonen erläu-
tert, dass dem Stadtrat eine Stabilisierung im Bereich der Ausgaben, aber ohne Einschrän-
kung des Leistungsangebots, wichtig gewesen ist. Man habe versucht, bei den grossen 
Ausgaben näher an die Realität zu gelangen. Die Ausgangslage bei den Erträgen sei das 
Jahr 2023, unter Berücksichtigung der bisherigen Erfahrungen im Jahr 2024, gewesen. Es 
bestehe eine grosse Abhängigkeit von den Steuereingängen und den Vermögenserträgen. 
Im Finanzplan sei darauf geachtet worden, dass nur Projekte aufgenommen werden, wel-
che auch realisiert werden können. Es sei wieder mit einem Realisierungsgrad von 70 Pro-
zent gerechnet worden. Im kommende Jahr seien keine grossen Brocken geplant. Trotz 
den negativen Vorzeichen seien in den nächsten Jahren bezüglich Schuldenbremse noch 
keine Massnahmen notwendig. Es sei versucht worden, im Budget die Realität möglichst 
genau abzubilden. Enthalten sei eine Lohnerhöhung von 1,5 Prozent bei einer aktuellen 
Teuerung von 1,1 Prozent. Beim Stellenplan fallen die Stellen der IT weg und es erfolge 
eine Verschiebung des Aufwands in die PG 14. Budgetiert sei insgesamt ein Defizit von 3 
Millionen Franken. Zurzeit bestehe kein Grund zur Panik. Die Finanzströme müsse man 
aber im Auge behalten. Aus der Mitte der Kommission ist festgehalten worden, dass man 
sich ein ausgeglichenes Budget wünscht. Die Frage einer Steuererhöhung ist kontrovers 
diskutiert worden. So ist in einer Fraktion die Idee diskutiert worden, mit einer Steuererhö-
hung und Einsparungen ein ausgeglichenes Budget zu erreichen. Auf der anderen Seite ist 
eingebracht worden, dass jetzt nicht der Moment für eine Steuerfusserhöhung sei. In den 
letzten Jahren habe das Budget immer besser abgeschnitten als budgetiert. In den guten 
Jahren sei auch keine umgehende Senkung des Steuerfusses erfolgt und eine Steuer-
fussanpassung nach oben sei deshalb heute auch nicht nötig. Es ist aus der Kommission 
ausserdem vorgebracht worden, dass man sich, auch im Hinblick auf die kommenden 
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grossen Investitionen, Sorgen infolge der nicht erreichten Selbstfinanzierung mache. Die 
Auskunftspersonen haben diesbezüglich darauf hingewiesen, dass in den vergangenen 
Jahren eine positive Selbstfinanzierung mit einem Zielbereich von jährlich 20 Millionen 
Franken erreicht werden konnte. Auf Nachfrage aus der Kommission haben die Auskunfts-
personen darüber informiert, dass aufgrund des Steuerabschlusses Ende August bei den 
natürlichen Personen, sofern die Entwicklung vom September bis Dezember analog des 
letzten Jahres verlaufe, das Budget erreicht werden könne. Man sei im letzten Jahr davon 
ausgegangen, dass die zahlreichen Investitionen der Steuerpflichtigen in PV-Anlagen und 
in Heizungsersatz zu Minderertrag geführt hätten. Bei den bewilligten Baugesuchen seien 
die PV-Anlagen mit aktuell circa 70 Bewilligungen auf dem gleichen Stand wie 2023. Für 
den Ersatz der Heizungen sei aber nur rund 1/3 der letztjährigen Gesuche bewilligt wor-
den. Bei den juristischen Personen sehe es eher so aus, dass das Budget nicht erreicht wer-
den könnte. Der Anlagefonds entwickle sich aber gut und auch bezüglich der Dividende 
der Eniwa sehe es gut aus. Welche Auswirkungen die Steuergesetzrevision bei den natürli-
chen Personen haben wird, ist gemäss Auskunftspersonen noch unklar. Auf die Frage zum 
Schwankungstopf 2 der Schuldenbremse, ob es nicht sinnvoll wäre, bereits heute Gegen-
steuer zu geben, wenn man dann bereits in einem Jahr ins Minus gelangen werde, haben 
die Auskunftspersonen darauf aufmerksam gemacht, dass fast die Hälfte des Investitions-
volumens das neue Oberstufenzentrum betreffe und dass zusätzliche Mittel für den Aus-
gleich des Schwankungstopfs beantragt werden können. Aus der Kommission ist ausser-
dem die Frage gestellt worden, ob es nicht sinnvoller wäre, den Realisierungsgrad in der 
Planjahren 2024 und 2025 noch einmal zu senken. Heute werde durchgehend mit 70 Pro-
zent gerechnet. Die Auskunftspersonen haben darauf hingewiesen, dass mit unterschiedli-
chen Ansätzen die Vergleichbarkeit schwieriger werde und es über die Jahre zu nicht mehr 
nachvollziehbaren Verschiebungen kommen würde. Zudem zeige sich, dass die Projekte, 
je näher sie an die Realisierung kämen, in der Regel auch teurer würden. Im Anschluss an 
den Politikplan hat die FGPK die Produktegruppen diskutiert und ein paar wenige Ergän-
zungsfragen gestellt. Zur PG 02 ist in Bezug auf den Maienzug die Frage gestellt worden, 
ob aufgrund der Kostensteigerungen eine Erhöhung des Bankettkartenpreises auch ein 
Thema sei und wie die budgetierten Kostensteigerungen beim Maienzug im Verhältnis zur 
Rechnung 2024 aussehen werden. Die Auskunftspersonen haben bestätigt, dass der Ban-
kettkartenpreis regelmässig überprüft wird. Die im Budget 2025 enthaltenen Kosten wür-
den die tatsächlichen Verhältnisse des Maienzugs 2024 in etwa abbilden. Das noch tiefere 
Budget 2024 sei im Frühling 2023 entstanden, als verschiedene Kostenentwicklungen 
noch nicht bekannt gewesen seien. Zur PG 04, Informatik, wird aus der Mitte der Kommis-
sion als falsch erachtet, dass die gesamten Kosten der IT in die PG 14 verschoben worden 
sind. Jede PG habe einen gewissen Anteil an den Informatikkosten zu tragen. Die Aus-
kunftspersonen informieren diesbezüglich, dass die IT leider zurzeit die Kosten für die 
einzelnen PGS nicht ermitteln könne. Es werden Überlegungen angestellt, die Kosten in 
den Produktegruppen abzubilden, sobald dies für die IT möglich sei. Zurzeit würden ent-
sprechende Leistungskataloge erarbeitet. Mit einer vollständigen Aufteilung der Kosten 
auf die Produktegruppen würde dann allerdings die Gesamtübersicht verlorengehen. Weil 
für die Stadt die Verpflichtung bestehe, die Leistungen bei IZAB zu beziehen, würden die 
Kosten als gesetzliche Beiträge verbucht. In Bezug auf die PG 18, vermietete Liegenschaf-
ten, ist die Ergänzungsfrage gestellt worden, ob es Renditeangaben zu den einzelnen Lie-
genschaften gebe. Es ist aus der Kommission darauf hingewiesen worden, dass gemäss 
Bundesrecht eine Rendite nur maximal 2 Prozent über dem Referenzzinssatz liegen darf. 
Mit dem Protokoll ist zurückgemeldet worden, dass eine aussagekräftige Renditeberech-
nung nicht vorgenommen werden kann. Weil die Liegenschaften schon lange in den Portfo-
lios der Stadt seien, seien keine Werte der Liegenschaften, wie Transaktionspreis und Kauf-
preis, bekannt. Somit könne auch von den einzelnen Liegenschaften keine Renditeberech-
nung gemacht werden. Auf die Frage zur PG 20, was finanziell passieren würde, wenn wet-
terabhängige Veranstaltungen, wie zum Beispiel Musik in der Altstadt, aufgrund des 
schlechten Wetters ein grosses Defizit erwirtschaften würden, weisen die Auskunftsperso-
nen daraufhin, dass für solche Fälle immer wieder Defizitgarantien gewährt werden. Zur 
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PG 41 wollte die Kommission wissen, wann mit der Bestellung der Tagesstrukturen im 
Gönhard und in der Telli gerechnet werden könne. Mit dem Protokoll ist die Rückmeldung 
gegeben worden, dass eine genauere Beantwortung im heutigen Zeitpunkt nicht möglich 
sei. Mit der Übertragung der modularen Tagesstrukturen an das KSAB, welche von Seiten 
der Trägerschaften freiwillig sei, müsse die Bestellung aufgrund der neuen Ausgangslage 
formuliert und priorisiert werden. Beim Investitionsbudget 2025 und der Investitionspla-
nung sind nur zu vier Posten ergänzende Fragen gestellt, respektive Anmerkungen ge-
macht worden. In Sachen Auswahlverfahren Betreiberschaft Hotel wollte die Kommission 
wissen, welche Leistungen mit dem Betrag von 100’000 Franken abgedeckt werden sollen. 
Mit dem Protokoll ist die Frage dahingehend beantwortet worden, dass ein selektives Dia-
logverfahren geplant sei. Die Kosten würden einer groben Schätzung von vergleichbaren 
Verfahren entsprechen und Mittel für Grundlagenarbeit, Präqualifikation, Durchführung 
von Konzeptionsworkshops mit den selektierten Anbietern, planerischen Prüfungen der 
Konzepte zur Erstellung und Auswertung der Offertendokumente und Nebenkosten bein-
halten. In Bezug auf den Posten Erneuerung Sporthalle Schachen, wofür im Investitions-
budget noch 15 Millionen Franken eingestellt sind, ist von Seiten der Kommission gefragt 
worden, wie realistisch dies für den Stadtrat sei, auch im Hinblick auf die Option Argovia-
rena. Die Auskunftspersonen haben dazu erläutert, dass mit dem Betrag im Investitions-
budget eine Sanierung der Sporthalle möglich sei. Ein Neubau der Halle durch die Stadt sei 
vor ein paar Jahren, aufgrund der Investitionshöhe, nicht weiterverfolgt worden. Das Pro-
jekt Argoviarena sei ein Vorschlag. Beschlossen sei noch nichts. In Bezug auf den Ersatz-
neubau Trafostation Pflegeheim Herosé ist gefragt worden, weshalb die Kosten für die Tra-
fostation, welche nicht nur dem Pflegeheim diene, vollumfänglich übernommen werden 
müssen. Mit dem Protokoll ist geantwortet worden, dass die Stadt Aarau die Kosten für 
den Ersatzbau der Trafostation gemäss dem Verursacherprinzip übernehmen müsse, weil 
die bisherige Trafostation im Untergeschoss des bestehenden Pflegeheims im Jahr 2027 
zusammen mit dem Gebäude zurückgebaut werden müsse. Zur geplanten Beschaffung ei-
nes Kleintraktors für die Heinerich-Wirri-Strasse und die Schulliegenschaften ist aus der 
Mitte der Kommission angemerkt worden, dass man ein bisschen Mühe damit habe, dass 
kein Elektrofahrzeug angeschafft werde und der Winterdienst doch auch extern vergeben 
werden könnte. In der Schlussdiskussion hat sich dann ein Teil der Kommission auf den 
Standpunkt gestellt, dass in Zukunft eine Steuerfusserhöhung, bei gleichzeitigen Budget-
kürzungen, nötig sein werde, respektive, dass, wenn man über eine Steuerfusserhöhung 
nachdenke, auch Sparbemühungen vorgenommen werden müssten. Ein anderer Teil bringt 
vor, dass die Stadt vielmehr durch Redimensionierungen und Verschiebungen, auch bei 
den grossen Projekten, sparen müsse. Eine Erhöhung des Steuerfusses würde sie ableh-
nen. Abschliessend haben die Auskunftspersonen festgehalten, dass das Defizit nicht auf 
wirtschaftliche Gegebenheiten, sondern auf temporäre Ereignisse, wie Steuerabzüge, zu-
rückzuführen sei. Bei allfälligen Massnahmen müssen immer die Ausgaben und die Einnah-
men betrachtet werden. Die Schuldenbremse verlange noch keine Handlungen. Von Mass-
nahmen sei man noch weit entfernt. Es wird empfohlen, zuerst den Abschluss 2024 
abzuwarten. Die Schlussabstimmung ist in der FGPK wie folgt ausgefallen: Die Kommission 
nimmt vom Politikplan 2025 - 2029 Kenntnis und beantragt dem Einwohnerrat mit 8 Ja-
Stimmen gegen eine Nein-Stimme, das Budget der Einwohnergemeinde Aarau mit einem 
Steuerfuss von 96 Prozent zu genehmigen. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Wir gelangen nun zu den Wortmeldungen zum allgemeinen 
Teil oder zu einem Gesamtreferat. 

Petra Ohnsorg Matter, Mitglied: Meine ersten Jahre im Einwohnerrat waren geprägt von 
Stabilo 1, Stabilo 2, Sparprogrammen zur Stabilisierung des Finanzhaushalts und LUP, 
Leistungs- und Prozessüberprüfung. Darauf folgten ein paar fette Jahre, inklusive Steuer-
senkung im letzten Jahr. Jetzt ist das Badewasser wieder ein bisschen kühler geworden 
und der Wasserstand im Boiler droht auch ein bisschen schneller zu sinken. Der Austausch 
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mit Ihnen hat aber gezeigt, dass wir uns einig sind, dass es Massnahmen braucht. Nur 
beim Weg dorthin und bei der Geschwindigkeit sind wir uns nicht einig. Dazu muss man 
auch sagen, dass die Zeit für den Budgetprozess für uns Einwohnerrätinnen und Einwoh-
nerräte kurz ist. Gerade deshalb ist die grüne Fraktion der Meinung, dass man das Kind 
jetzt und heute nicht mit dem Bade ausschütten sollte. Die Aarauerinnen und Aarauer ha-
ben die Schuldenbremse angenommen und diese schreibt vor, dass wir dann reagieren 
müssen, wenn die Schwankungstöpfe negativ sind. Das verschafft uns doch wertvolle Zeit, 
denn für 2025 sind wir noch nicht im Negativen und die Prognosen auf der Einnahmen-
seite sind tendenziell am Steigen. Die Zeit, welche uns die Schuldenbremse gibt, braucht 
es auch unbedingt für eine vertiefte Auseinandersetzung und Abwägung. Die grüne Frak-
tion findet Sparübungen nach Rasenmäherprinzip, wie das auf der bürgerlichen Seite 
gerne praktiziert wird, nicht zielführend. Uns ist es wichtig, dass die Legislaturziele trotz 
allem erreicht werden und die Lebensqualität in unserer Stadt hoch bleibt. Unsere Meinung 
ist, dass wir uns an erster Stelle mit folgenden Fragen befassen müssen: Welche Leistun-
gen müssen, können und wollen wir anbieten? Auf welche Leistungen sind wir bereit zu 
verzichten? Gibt es Leistungen, welche wir vielleicht auslagern könnten? Gibt es Leistun-
gen, welche wir vermehrt auf Nutzerinnen und Nutzer abwälzen könnten und wie viel kann 
mit welchen Kürzungen eingespart werden? Wie gesagt, bin ich schon lange im Einwohner-
rat und habe alles schon einmal durchgespielt. Ich kann Ihnen versichern, dass im allge-
meinen Haushalt per se keine grossen Beträge gespart werden können. Das liegt in der 
Natur der Sache. Nur 30 Prozent der Ausgaben können wir überhaupt selber steuern. 
Ganze 70 Prozent der Ausgaben sind gesetzlich gebunden. Der Aufwand von Sparübungen 
ist anstrengend und vor allem sehr aufwendig auf allen Ebenen. Der Hebel im allgemeinen 
Haushalt ist und bleibt trotz allem enttäuschend klein. Apropos Haushalt: Wie machen Sie 
es, wenn Sie im eigenen privaten Haushalt sparen müssten? Man kann beispielsweise auf 
Bio-Qualität verzichten und nur noch Prix Garantie und M-Budget-Produkte kaufen, oder 
nur noch einmal in der Woche Fleisch essen oder das zweilagige anstelle des fünflagigen 
WC-Papiers kaufen. Aber wirklich merklich wird es erst beim Sparen, wenn wir auf ein 
neues Sofa, ein neues Auto oder den Umbau des Badezimmers verzichten. Was mache ich 
aber wenn das Dach rinnt? Lasse ich es dann notdürftig flicken mit dem Risiko, dass ein-
dringender Regen den Dachstuhl in Mitleidenschaft zieht und ich später nicht nur die 
Dachdeckung, sondern auch noch den Dachstuhl ersetzen muss, oder lasse ich das Dach 
doch gerade neu sauber eindecken? Mit diesem Bild im Hinterkopf fasst sich die grüne Hal-
tung kurz zusammen. Erstens: Bei den Investitionen kann am meisten gespart werden, 
aber auch da gilt, dass sie mit Bedacht und vor allem mit Weitsicht geplant werden müs-
sen. Wir haben es nämlich auch schon erlebt, dass wir in diesem Rat auf Leistungen ver-
zichtet haben und wir heute viel mehr Geld in die Finger nehmen müssen, um sie erstellen 
zu können. Beispielsweise aktuell die zweite Turnhalle im Gönhard oder der Tellisteg. 
Zweitens: Sparbemühungen im allgemeinen Haushalt verursachen viel Aufwand für wenig 
Ertrag. Vor allem, wenn die Sparbemühungen in der Verwaltung nicht mitgetragen werden, 
kann das schnell zu Stress und schlechter Stimmung führen, was sicher nicht zu mehr Effi-
zienz und guter personeller Besetzung beiträgt. Drittens: Bei den 30 Prozent im allgemei-
nen Haushalt steuerbaren Ausgaben haben die Verwaltung und der Stadtrat das Budget im 
Budgetprozess bereits um 7 Millionen Franken korrigiert. Wir finden, das ist ansehnlich 
und wir bedanken uns für die Bemühungen beim Stadtrat und bei der Verwaltung. Dass 
der Steuerfuss vom Stadtrat nicht angepasst worden ist, ist für uns in Ordnung. Wir gehen 
davon aus, dass eine Erhöhung, nur gerade ein Jahr nach der Steuersenkung, von der Be-
völkerung sowieso nicht angenommen würde und schon gar nicht vier Prozent, welche es 
für ein ausgewogenes Budget brauchen würde. Viertens: Die grösste Unbekannte im Inves-
titionsbereich ist im Moment die Oberstufenplanung. Wenn diese Investition auf dem Tisch 
liegt, und das sollte nächstes Jahr dann der Fall sein, können wir auch über die Einnah-
menseite in unserem Finanzhaushalt diskutieren. Um wie viel man dann die Steuern erhö-
hen müsste, kann man dann sicher besser abschätzen als zum heutigen Zeitpunkt. Ab-
schliessend möchte sich die grüne Fraktion beim Stadtrat und der Verwaltung noch einmal 
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ausdrücklich für die Sparbemühungen und das Budget 2025 sowie für die sorgfältigen 
Antworten auf unsere Fragen bedanken. 

Christoph Waldmeier, Mitglied: Die Fraktion Pro Aarau, EVP/EW hat sich ebenfalls intensiv 
mit dem Budget auseinandergesetzt. Ein bisschen formaler als auch schon möchten wir 
uns für das gut durchdachte Budget bedanken. Weshalb ist der Dank nicht ganz so herz-
lich, wie auch schon? Wir haben uns sehr daran gestört, dass zusätzliche Stellen, zum Teil 
sehr salopp in ein bis zwei sehr wenig aussagenden Sätze begründet worden sind. Schon 
im letzten Jahr haben das verschiedenste Seiten des Parlaments bemängelt. Das Ziel kann 
es doch nicht sein, ein möglichst dünnes Budget dem Einwohnerrat zu unterbreiten oder 
sogar die Idee zu haben, dass es ja vielleicht sowieso nicht von allen gelesen wird. Beim 
Stellenausbau ist der Stadtrat aus unserer Sicht klar in der Bringschuld von Infos. Insbe-
sondere nach den letztjährigen Diskussionen muss man sich deshalb nicht wundern, wenn 
man mit Stellenreduktionsanträgen abgestraft wird. Immerhin bringen die Stellen wieder-
kehrende Kosten mit sich. Wenn man dann später einmal Stellen kürzen muss, ist das, zu-
mindest aus unserer Sicht, keine einfache Sache. Man macht dann doch je nachdem je-
manden arbeitslos oder nimmt ihm den Job weg. Für diese Kürzungsanträge haben wir 
Verständnis, aber wir können ihnen tendenziell nicht zustimmen. Insbesondere nicht beim 
Gebäudeunterhalt, denn gemäss Aussage der Betroffenen und deren direkten Vorgesetz-
ten werden diese Stellen benötigt. Mit den neu realisierten Kindergärten gibt es Mehrar-
beit. Leider ist es uns nicht möglich - wie Abklärungen gemäss WOSA-Motion ergeben ha-
ben - ein zusätzliches Kapitel – neue Stellen - im Budget zu schaffen. Ich hoffe, der Stadt-
rat erkennt den Wink mit dem Zaunpfahl. Im Allgemeinen wollen wir noch einmal abwar-
ten, wie sich zum Beispiel die Sanierungen auf die laufende Rechnung auswirken und so-
mit im nächsten Budget abgebildet werden. Wir erhoffen uns diesbezüglich eine Besserung 
für unsere Stadtkasse. Die Selbstfinanzierung müssen wir gut und wachsam im Auge be-
halten. Gerade für den Ausbau und für den Ersatz der Oberstufe müssen wir zumindest 
annähernd bereit sein. Wenn es finanziell so weitergeht, werden wir wahrscheinlich in ei-
nem, realistischerweise sicher in zwei Jahren, Massnahmen einleiten müssen und zwar ein-
nahmenseitig wie auch ausgabenseitig. So wie es die GLP heute schon angedacht hat. Mo-
mentan begrüssen wir aber die Strategie des Stadtrats, die verschiedenen Ausgaben zu 
staffeln und die Situation verschärft zu beobachten. In einem wesentlichen Punkt sehen 
wir die Situation anders als der Stadtrat. Das werden wir später noch in einem Änderungs-
antrag darlegen. Wir machen beliebt, dem Antrag des Stadtrats zu folgen, seine Bemühun-
gen zu anerkennen und das Budget zu genehmigen. 

Irene Stutz, Mitglied: Gerne äussere ich mich auch über alle Teile zusammen. Im Namen 
der SP-Fraktion möchte ich mich herzlich beim Stadtrat und der Verwaltung für die wie je-
des Jahr dicke Botschaft und vor allem die Beantwortung der Fragen im Vorfeld bedanken. 
Die SP-Fraktion hat mit Abstand am meisten Fragen gestellt. Einen herzlichen Dank auch 
an die anderen Fraktionen, die Fragen gestellt haben. Das ist ja nicht ganz bei allen der 
Fall. Unsere Fragen sind alle mehr oder weniger nachvollziehbar beantwortet worden. Die 
Antworten sind wirklich hilfreich, um die vielen Inhalte, die finanzielle Lage der Stadt und 
das Budget irgendwie besser verstehen zu können. Es ist nämlich nicht ganz einfach und 
jedes Jahr eine grosse Herausforderung, auch bezüglich Termin. Vielleicht war es nur die-
ses Jahr so. Ich bin noch nicht so lange dabei, aber wie gesagt, das Lesen des Politikplans 
hat bei uns eher zu einer Erwärmung oder zu kurzfristigen Wallungen oder vielleicht auch 
zu ein wenig Bauchschmerzen geführt. Die wirklich kontroversen Diskussionen um die ver-
schiedenen Varianten und Strategien zum diesjährige Budget, einer potenziellen Steuerer-
höhung jetzt schon und auch dieser Rückweisung, sind dieses Jahr gefühlt eher intensiv 
gewesen und enden jetzt in einem vielleicht eher schalen, vielleicht kompromissvollen und 
sicher hoffnungsvollen Durchwinken. Wir nehmen gerne die Zeit, welche uns die Schulden-
bremse gibt. Ich freue mich auf das nächste Jahr. Angesprochen wurde es ja mehrfach, 
dass die grosse Investition natürlich das Thema Oberstufenschulraum ist. Dieses wird 
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grosse Auswirkungen auf das Vermögen haben. Es wird, je nach Variante, sehr viel teurer 
oder eben sehr viel weniger teuer. Ich freue mich auf einen baldigen und vor allem weisen 
Entscheid, auch hier im Rat. Bei den einzelnen Produktegruppen möchte ich mich gerne zu 
drei Themen ganz kurz äussern: PG 04 Informatik: Mit der Verselbstständigung der Infor-
matikzusammenarbeit Aarau-Baden existiert diese Produktgruppe ab dem nächsten Jahr 
bereits nicht mehr. Wir fänden es hilfreich und notwendig, wenn diese IT-Kosten ab dem 
nächsten Budget trotzdem pro Produktegruppe ausgewiesen würden. Jede Produktegruppe 
könnte dank einem eigenen Konto IT oder so ähnlich, wie zum Beispiel Sach- und Betriebs-
aufwand, die Kosten ausweisen, damit klar ist, wie viel Leistung bezogen wird und wie 
viele Arbeitsplätze vorhanden sind. PG 17 und 18, öffentliche Gebäude und Betriebsliegen-
schaften sowie vermietete Liegenschaften: Dort entdecken wir ein Beispiel der genannten 
Einsparungen. Es wurde eine halbe Million Franken beim Unterhalt gestrichen. Das finden 
wir natürlich nicht gut. Betreffend dieser, alljährlich bemängelten Absenkpfade werden wir 
in der Botschaft aufgeklärt, dass substanzielle Verbesserungen nur durch Investitionen zu 
erreichen seien. Diese sind nun aber genau herausgestrichen worden. Das macht für uns 
keinen Sinn, denn es gab ja einen Volksentscheid, die Emissionen zu senken und die ent-
sprechenden Absenkpfade einzuhalten. Diesbezüglich könnten die Einsparungen später zu 
höheren Kosten führen. Ausserdem noch einen Hinweis zu den Mietliegenschaften. Wir ha-
ben darüber diskutiert und uns erstaunt es ein wenig, das die Stadt Aarau eigentlich keine 
Berechnungsgrundlagen und keine klaren Angaben über die Rendite der vermieteten Lie-
genschaften hat. Als Vermieterin untersteht sie den bundesrechtlichen Regelungen zum 
Mietrecht und die Stadt müsste die Rendite erheben und ausweisen. PG 20 Kultur: Fast 
Lane scheint eine Erfolgsgeschichte zu sein. Es geht zwar um wenig Geld, aber eben um 
eine schöne Vielfalt von kleinen Projekten, welche gegebenenfalls auch später ausgebaut 
werden können. Das ist ein Teil einer lebendigen Stadt. Bezüglich der Stadtbibliothek 
freuen wir uns auf die Open Library, welche im April 2025 in Betrieb genommen wird. Wir 
haben uns gefragt, weshalb "Vereinspaziert" nächstes Jahr nicht mehr durchgeführt wird. 
Die Frage ist nicht ganz beantwortet worden. Vielleicht findet die Veranstaltung ja alle 
zwei Jahre statt. Eine Biennale. Wir wissen es nicht. Abschliessend möchte ich noch gerne 
zwei Ziele der Investitionsplanung hervorheben: Erstens: Der Budgetkredit für das Aus-
wahlverfahren einer zukünftigen Hotelbetreiberschaft ist mit 100’000 Franken eingestellt. 
Das finden wir ein bisschen viel. Ob aus den beiden Gebäuden, Amtshaus und Bezirksge-
richt, zwingend ein Hotel entstehen muss, würden wir gerne in Frage stellen. Wir finden, 
es gibt auch andere Modelle von Übernachtungsmöglichkeiten, zum Beispiel könnte auch 
ein B & B oder eine Jugendherberge geprüft werden. Über die Kosten reden wir später so-
wieso noch einmal. Zweitens: Für die zwei Ziele Erneuerung Schachhalle sind für die Pro-
jektierung und die Realisierung weiterhin insgesamt 16.5 Millionen Franken eingestellt. 
Die Erneuerung ist bis 2030 geplant. Auf unsere Frage zum entsprechenden Konto 7030, 
Sportanlagen Aarau, und den entsprechenden Plänen der Argoviarena, haben wir schluss-
endlich die Antwort bekommen: "Insofern sieht der Stadtrat keine städtische Umsetzungs-
variante für eine neue Schachenhalle". Konsequenterweise müsste der Stadtrat also die bei-
den Beträge aus der Investitionsplanung streichen. Das hat er aber nicht gemacht. Das 
finden wir auch gut, denn wir sollten uns zuerst und gerade auch im Zusammenhang mit 
dem neuen Oberstufenschulraum überlegen, was wir in Zukunft an diesem Standort als 
Stadt wirklich brauchen. Falls wir im Schachen weiterhin eine oder mehrere Turnhallen be-
nötigen, welche auch gerne von Vereinen genutzt werden können, bauen wir sie als Stadt 
auch. 

Stefan Zubler, Mitglied: Im Namen der FDP-Fraktion möchte auch ich mich beim Stadtrat 
und der Verwaltung für das Ausarbeiten und das Aufbereiten des Budgets bedanken. An 
dieser Stelle richte ich auch einen Dank an die Ratsmehrheit für die Ablehnung des Rück-
weisungsantrags. Inhaltlich habe ich mich schon im vorherigen Votum zu den wichtigsten 
Punkten geäussert. Bezüglich dem Politikplan wiederhole ich noch einmal meinen Appell 
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des letzten Jahres. Trotz einem im Politikplan reduzierten Realisierungsgrad von 70 Pro-
zent haben die effektiven Nettoinvestitionen das Budget der letzten sechs Planperioden 
immer deutlich unterschritten. Die Selbstfinanzierung ist jeweils höher als budgetiert aus-
gefallen. Mit den Grafiken auf Seite 18 und 19 weist der Stadtrat zwar auf diesen Umstand 
hin, trotzdem sehen wir aber, anhand der Argumentationen von heute Abend, wohin die 
aus Sicht der Stadt doppelt negative Kalkulation führt. Wir fordern den Stadtrat auf, sich 
darüber Gedanken zu machen, wie die Planungsperioden realistischer dargestellt werden 
können. Wenn man die letzten sechs Planungsperioden betrachtet, sind am Schluss 53.1 
Prozent der budgetierten Nettoinvestitionen auch wirklich umgesetzt worden. Eine einfa-
che Idee könnte ja auch sein, ähnlich wie bei der Rendite des Anlagefonds, immer mit dem 
letzten verfügbaren Erfahrungswert zu budgetieren. Fakt ist, dass sich der Abschlag um 
30 Prozent über viele Jahre als massiv zu tief herausgestellt hat. Beim Thema Personalauf-
wand finde ich es befremdlich, das im Kommentar zum dreistufige Erfolgsausweis, wie 
auch in der Budgetpräsentation, undifferenziert gesagt wird, dass sich dieser um 2.3 Milli-
onen Franken reduziert. Auf den ersten Blick scheint das korrekt zu sein, aber wenn man 
die Ausgliederung der IT berücksichtigt, steigt der vergleichbare Personalaufwand gegen-
über dem letzten Budget um 1.1 Millionen Franken. Das korreliert dann mit den knapp 
neun beantragten neuen Planstellen. An dieser Stelle möchte ich passenderweise noch Be-
zug auf eine Kritik von Fabio Mazzara vor ein paar Monaten nehmen. Ihm ist es missfallen, 
dass die FDP-Fraktion immer von den, mit dem Budget 2024 knapp 30 neugeschaffenen 
Stellen gesprochen hat, weil einige von diesen anscheinend von Dritten finanziert werden 
sollen. Unsere Frage zum jetzt vorliegenden Budget, wie viel von den insgesamt 480.47 
Planstellen für das Jahr 2025 denn jetzt durch Dritte finanziert werden, konnte aber nicht 
beantwortet werden. Die Frage, wie hoch der Ertrag aus diesen Weiterverrechnungen im 
Verhältnis zum gesamt Personalaufwand ist, ist gekonnt ignoriert worden. Bei neugeschaf-
fenen Stellen wird also gerne damit argumentiert, dass diese schlussendlich teilweise von 
Dritten finanziert werden. Ein Jahr später kann uns aber schon niemand mehr sagen, bei 
wie vielen Stellen das dann wirklich so ist. Das ist für uns unverständlich und wir werden 
uns überlegen, wie wir diesbezüglich mehr Transparenz schaffen können. Vielleicht kann 
man das ja mit einer WOSA-Motion verknüpfen, wie dies Christoph Waldmeier vorher im 
Bereich Stellenplan erwähnt hat. Die FDP-Fraktion kann mit dem vorliegenden Budget 2025 
leben, auch wenn wir uns natürlich ein anderes Ergebnis gewünscht hätten. In den Jahren 
der massiven Überschüsse ist unsere Forderung immer gewesen, den Steuerfuss zu sen-
ken, ohne Leistungen abzubauen. Leider ist in dieser Zeit jetzt genau das Gegenteil pas-
siert. Die Leistungen sind deutlich ausgebaut worden und der Steuerfuss ist bis auf ein Ali-
biprozent unverändert geblieben. Das Ergebnis dieser Entwicklung sehen wir jetzt im 
Politikplan. Wir erwarten, dass ausgabenseitig wieder mehr priorisiert wird. Die vorhande-
nen Mittel sollen dort eingesetzt werden, wo sie am meisten Wirkung erzielen. Einnahmen-
seitig erwarten wir, dass die auf Vorrat eingezogenen Steuern wieder an die Bevölkerung 
zurückfliessen. Wie bereits vorher erwähnt, wäre es für uns nach solch hohen Überschüs-
sen höchst unglaubwürdig, schon wieder eine Steuerfusserhöhung zu verlangen. Wir sind 
gespannt auf das Postulat der GLP. Bei Sparmassnahmen bieten wir natürlich immer gerne 
Hand. Leider sind wir diesbezüglich in den letzten Jahren meistens ein bisschen alleine ge-
lassen worden im Rat. Anträge auf Budgeterhöhungen wird die FDP-Fraktion heute Abend 
konsequent ablehnen. Einzig für die zusätzlichen Stellenerhöhungen bei der Stadtpolizei 
gibt es aus unserer Fraktion gewisse Sympathien. Nachdem die Einheitspolizei abgelehnt 
worden ist, möchten wir aber beliebt machen, zuerst die Abgrenzungsdiskussionen zwi-
schen Kantonspolizei und Regionalpolizei abzuwarten. Sämtliche Kürzungsanträge werden 
wir unterstützen. 

Susanne Heuberger, Mitglied: Ich möchte gerne noch ein allgemeines Votum zum Voran-
schlag 2025 halten. Ich habe beim Rückweisungsantrag schon ausgeführt, was wir von 
diesem Budget 2025 halten. Es ist für die SVP inakzeptabel. Es wurde erwähnt, dass unser 
Einfluss auf die Ausgaben nur 30 Prozent beträgt. Die restlichen Prozente seien gebunden. 
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Das ist zwar richtig. Richtig ist aber auch, dass wir keinen Einfluss auf die freiwilligen Leis-
tungen nehmen, respektive nur nach oben. Das ist nicht das Ziel. Wir haben einen Spiel-
raum, um Einfluss zu nehmen, doch leider nützt das eine Einwohnerratsmehrheit und auch 
der Stadtrat nicht, was von uns moniert wird. Es gibt unsererseits eine Nulltoleranz gegen-
über von Steuerfusserhöhungen oder Gelüsten nach Steuerfusserhöhungen. Solche sind 
latent vorhanden. Ich stelle aufgrund von heutigen Referaten fest, dass sich die Begeiste-
rung über das Budget bei allen Fraktionen in Grenzen hält. Es wird von Durchwinken ge-
sprochen, von die Kröte schlucken. Ich würde mir wünschen, dass wir voll und ganz hinter 
einem solchen Budget stehen können und wir dieses nicht nur mit einem Durchwinken ab-
tun. Die SVP ist diesbezüglich konsequent. Wir sagen, was nicht gut ist. Wir sagen, dass es 
nicht akzeptabel ist. Wir werden das Budget in der vorliegenden Form ablehnen. Wir müs-
sen bedenken, dass das Budget mit grösster Wahrscheinlichkeit mit einem Defizit von drei 
Millionen Franken heute Abend noch übersteuert wird und noch weitere Ausgaben dazu-
kommen. Ich möchte weiter daran erinnern, dass das Budget auch übersteuert wird und 
das Defizit grösser sein wird, wenn gleichzeitig die MoA-Vorlage vor das Volk kommt und 
diese angenommen wird. Dann haben wir eine weitere Budget-Übersteuerung von über 
200’000 Franken. Also ein weiteres Minus, welches wir verkraften müssen. Es ist richtig, 
die Finanzlage würde ein Minus von drei Millionen Franken verkraften. Wir möchten das 
aber nicht, denn die Einnahmensituation würde es erlauben, ein ausgeglichenes Budget 
vorzulegen. Der Stadtrat hat das versäumt und auch das monieren wir. Es wird ein Budget-
defizit in Kauf genommen, weil man das Gefühl hat, man habe noch viel Zeit. Die Schul-
denbremse wurde uns oder dem Stimmvolk als Frühwarnsystem angepriesen. Die SVP hat 
sich immer für die Schuldenbremse stark gemacht. Jetzt muss man aber feststellen, dass 
die Schuldenbremse oder die Warnsignale der Schuldenbremse ignoriert werden. Es wer-
den Defizite budgetiert, obwohl es auch möglich wäre, ein ausgeglichenes Budget ohne 
Steuerfusserhöhungen vorzulegen. Nice to have-Projekte werden durchgewunken und wer-
den als strategische Projekte positioniert, eben mit der Absicht, dass man diese dann ein-
fach durchwinkt. Wir stellen weiter fest, dass der Einwohnerrat mit diesen Mehrheiten kei-
nen Willen mehr zum Sparen hat und/oder nur schon eine Reduktion des Wachstums 
überhaupt in Betracht zieht. Es fehlt, und das hat die FDP in ihrem Referat erwähnt, eben-
falls der Wille, endlich die noch ausstehende Senkung des Steuersatzes um zwei der drei 
Prozent weiterzugeben, um die der kantonale Satz infolge der Verschiebung der Zustän-
digkeiten angehoben worden ist. Dies hat der Stadtrat jahrelang gar nicht weitergegeben 
und erst kürzlich um 1 Prozent. Das Ausgabenwachstum nimmt weiter zu. Das Stellen-
wachstum wird beschönigt im Politikplan aufgeführt und wächst eben auch, wenn man die 
Auslagerungseffekte der IZAB korrekt berücksichtigen würde. Es ist nach Ansicht der SVP 
höchste Zeit, dass wir jetzt den Fuss vom Gaspedal nehmen und nicht warten und das 
Geld weiterhin mit beiden Händen auch für unsinnige Projekte verschwenden. Die Tatsa-
che, dass ein dreistelliges Millionenvermögen, welches über Jahrzehnte aufgebaut worden 
ist, innerhalb von wenigen Jahren vollständig verdampft, ist beängstigend. Wir möchten da 
jetzt ansetzen. Ein Budget mit einem Minus von über drei Millionen Franken, welches 
heute Abend noch übersteuert wird, auch zusätzlich nach der Abstimmung über MoA, ist 
nicht akzeptabel. Hier drinnen wird von allen Fraktionen immer wieder die Definition von 
Sparen gegängelt. Sparen wird als etwas Schlechtes hingestellt. Meine Definition von Spa-
ren ist, wenn man etwas zusammenlegt, wenn man etwas zusammenträgt, wenn man et-
was zurücklegt, wenn man den Betrag erhöhen kann, welcher zur Verfügung steht. Wir er-
leben aber überhaupt kein Sparen. Im Gegenteil. Das ist schlecht und es würde ein Um-
denken brauchen. Wir wissen alle, Steuerfusserhöhungen sind beim Volk schwierig durch-
zusetzen. Genau deshalb sind wir in der Pflicht, zuerst alle Möglichkeiten auszuschöpfen, 
dass es nicht zu Steuerfusserhöhungen kommt. Ich möchte weiterhin darum bitten, dass 
man zusätzlich vorliegende Anträge heute Abend ablehnt und sich auch sonst bei den 
Ausgaben mässigt. Das gilt für den Stadtrat, das gilt für die Mehrheit des Einwohnerrats. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Wir gelangen nun zu den Produktegruppen 
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Dazu liegen verschiedene Anträge vor. 

Antrag GLP/Die Mitte 

Der Sach- und übrige Betriebsaufwand ist pro Produktegruppe um 1 % zu reduzieren. 

Der Kürzungsantrag wird somit bei jeder Produktegruppe zur Abstimmung gebracht. Da-
mit ist sichergestellt, dass jeweils der entsprechende Globalkredit zur Diskussion steht 
und die Einwohnerratsmitglieder die Möglichkeit haben, je einzeln über die Kürzungen zu 
beschliessen. Wir werden gleich zu Beginn jeder Produktegruppe über den 1 %-igen Sen-
kungsantrag befinden. Anschliessend behandeln wir die restlichen Anträge pro Produkte-
gruppe. 

PG 01 – keine Wortmeldungen 

Abstimmung 

Die Reduktion des Sach- und übrigen Betriebsaufwands wird mit 22 Ja-Stimmen gegen 26 
Nein-Stimmen abgelehnt und gelangt nicht in die Schlussabstimmung. 

PG 02 – keine Wortmeldungen 

Abstimmung 

Die Reduktion des Sach- und übrigen Betriebsaufwands wird mit 22 Ja-Stimmen gegen 26 
Nein-Stimmen abgelehnt und gelangt nicht in die Schlussabstimmung. 

PG 03 – Stadtbüro -keine Wortmeldungen 

Abstimmung 

Die Reduktion des Sach- und übrigen Betriebsaufwands wird mit 22 Ja-Stimmen gegen 26 
Nein-Stimmen abgelehnt und gelangt nicht in die Schlussabstimmung, 

PG 04 -Informatik 

Alexander Umbricht, Mitglied: Ich glaube, wir könnten jetzt weiterhin immer mit 22 Ja 
und 26 Nein abstimmen. Ich möchte einfach sagen, "Kleinvieh würde auch Mist machen". 
Wir hätten bei der politischen Führung sage und schreibe 2’191 Franken gespart und 
216’909 Franken wären geblieben, oder bei der Feuerwehr PG 51, hätten wir 7’281 Fran-
ken gespart und es wären 720’819 Franken geblieben. Es scheint mir jetzt, es wäre für die 
einen Gruppen machbar gewesen. Man muss auf nichts Relevantes verzichten. Das kann 
wegen 1 Prozent eigentlich nicht scheitern. Für die Stadt hätte es insgesamt immerhin 1/3 
Steuerprozent ausgemacht. Aber ich spare uns die Übung mit den Abstimmungen für jede 
weitere Produktegruppe und ziehe diesen Teil zurück. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Somit sind die Anträge zur Kürzung von 1 Prozent des Sach- 
und übrigen Betriebsaufwands bei den restlichen Produktegruppen zurückgezogen. 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Ich habe bereits erwähnt, dass wir tatsächlich vor 
grossen Investitionen stehen und dass wir natürlich versuchen, die Investitionen so abzu-
bilden, wie sie in der besten, schnellsten möglichen Variante ab dem Zeitpunkt des 
Budgetprozesses denkbar sind. Das ist aber natürlich immer höher, immer schneller, als 
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das, was dann effektiv realistisch ist. Stefan Zubler hat gesagt, dass es dann natürlich eine 
Diskrepanz gibt. Deshalb rechnen wir mit 70 Prozent. Dieser Ansatz stimmt nicht schlecht 
für das erste Jahr. Es ist aber so, dass dieser für die verzögerten Jahre eben natürlich nicht 
mehr stimmt. Wir müssen uns deshalb überlegen, ob wir generell den Realisierungshori-
zont auf einen anderen Schnitt nehmen möchten. Vielleicht eventuell zu Lasten der Ver-
gleichbarkeit der einzelnen Planperioden, welche man auf der Seite 18 und 19 jetzt natür-
lich immer gut vergleichen kann, weil immer alles 70 Prozent ist in jedem Jahr. Hinsicht-
lich des Vermögens sind wir auf einem guten Weg. Sie konnten sehen, dass jetzt auch die 
Anlagen weltweit positiv sind und unser Anlagefonds wird sicher in diesem Jahr, wenn es 
jetzt nicht noch den grossen Knaller an einem Markt gibt, einen positiven Effekt bringen. 
Das ist wichtig für uns und ist natürlich auch Teil unserer Einnahmen. Das ist nicht nur der 
Anlagefonds und die Eniwa, sondern es sind insbesondere auch unsere Liegenschaften, 
welche einen ganz substanziellen Teil unserer Erträge sicherstellen. Es wurde die Frage 
zur Rendite der Liegenschaften gestellt. Wir wiesen früher die Rendite in der Rechnung ba-
sierend auf dem Gebäudeversicherungswert aus. Das ist natürlich nicht ein Marktwert oder 
ein Verkehrswert, sondern eben die Gebäudeversicherung. Das heisst, die Rendite ist dann 
viel höher gewesen. Deshalb haben wir das geändert, weil es sich nicht um die relevante 
Rendite handelte, die miteinander verglichen wird. Wir haben deshalb jetzt einmal einfach 
ermittelt, wie die Rendite der neu übernommenen Liegenschaften, beispielsweise Mühle-
matthof oder Walthersburg, ausgefallen sind. Dieses Ergebnis sollte mit dem Protokoll ge-
liefert worden sein. Falls das nicht der Fall gewesen ist, können wir das nachliefern. Es be-
wegt sich in der Grössenordnung von drei Prozent netto für die entsprechenden Liegen-
schaften. Bezüglich IT wissen wir schon, was uns im Schnitt ein Arbeitsplatz kostet. Diese 
Kosten weisen wir auch jedes Jahr in der Rechnung aus. Aber wir haben keine produkte-
gruppenspezifische Zuordnung dieser entsprechenden Aufwendungen, sondern es handelt 
sich um eine Pauschalrechnung über alle Arbeitsplätze mit IT-Nutzungen. Diesbezüglich 
arbeiten wir an Verbesserungen. Es ist aber nicht so, dass wir keine Kostenzuweisung pro 
entsprechende Produktegruppe oder pro Arbeitsplatz haben. Was die Schachhalle angeht, 
verweise ich auf die Voten von Irene Stutz. Wir haben im Rahmen der Stabiloprogramme 
den Neubau der Schachenhalle gestrichen. Das wäre ein Projektvolumen von 35 Millionen 
Franken gewesen. Das war im Übrigen einer der Gründe, weshalb wir im Politikplan 2014 
bis 2019 fast 300 Millionen Franken Investitionen in unserer Planperiode hatten. Wir ent-
schieden uns dann für eine Sanierung der Halle. Das sind 15 Millionen Franken mit einer 
vorherigen Projektierung in der Grössenordnung von anderthalb Millionen Franken. Bis 
jetzt haben wir dazu keinen anderen Entscheid gefällt. Es geht jetzt darum, das Angebot 
der Argoviarena zu prüfen und dann auch zu entscheiden, ob wir auf dieses Projekt ein-
steigen. Sobald ein positiver Entscheid vorliegt, werden wir den Investitionsplan entspre-
chend korrigieren. Das würde bedeuten, dass 15 Millionen Franken aus dem Investitions-
plan wegfallen. Wenn man eine Auslegeordnung über die Finanzierung von Investitionen 
möchte, sind dies genau solche Elemente, die berücksichtigt werden müssen. Es können 
Verkäufe von Liegenschaften sein. Es können auch Nutzungen von Partnerschaften mit 
Dritten sein, welche gewisse Volumen übernehmen. Es kann sein, dass wir einen Anteil ir-
gendeines Vermögenswerts verkaufen. Wir hatten vor ein paar Jahren einmal das Thema, 
von der Eniwa noch mehr abzugeben. Wir haben heute 95 Prozent. Muss das so sein? Wir 
könnten eigentlich bis auf 80 % oder sogar noch weiter nach unten, um solche einmaligen 
und besonderen Investitionen auch finanzieren zu können. Die ganze Auslegeordnung 
können wir gerne machen. Das ist die Aufgabe der Finanzplanung des Stadtrats. Wir sind 
uns durchaus bewusst, dass es diesbezüglich Möglichkeiten gibt, Weil wir aber ein solch 
hohes Nettovermögen von 140 Millionen Franken haben, haben wir davon natürlich keinen 
Gebrauch gemacht. Die Schuldenbremse fixiert unser Nettovermögen nach der Definition 
auf dem Stand von 2019. Das sind etwa 90 Millionen Franken, weil sie auf den 01.01.2019 
eingesetzt ist, auch mit der Abstimmung und dem Initiativtext. Das bedeutet auch, dass 
der Puffer dort noch enthalten ist. Es heisst aber natürlich nicht, dass man andere Mass-
nahmen, wie zum Beispiel eben Partnerschaften oder auch Verkäufe von einzelnen Elemen-
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ten, vorsehen könnte. Bezüglich der Stellenfinanzierung ist es so, dass wir ganz unter-
schiedliche Arten von Stellenfinanzierungen haben. Es gibt Stellen, wie beispielsweise bei 
den Sozialen Diensten, die wir schaffen und die Kompensation direkt von derjenigen Ge-
meinde erhalten, für welche wir Sozialhilfefälle abrechnen. Dann gibt es aber andere Berei-
che, wie zum Beispiel die Polizei, und wir für ein Versorgungsgebiet zuständig sind. Dort 
haben wir eine Gemeindeverbandsaufgabe, welche durchaus geschlüsselt wird, aber nicht 
einfach definiert werden kann, welche Personen extern finanziert sind. Es ist somit eine 
relativ komplexe Rechnung. Wir gehen davon aus, dass wir in einer einigermassen stabilen 
Situation sind und jetzt einmalig mit einem solch hohen Defizit rechnen. Wir haben auch 
schon in der Vergangenheit mit kleineren Defiziten gerechnet. Es wird entscheidend sein, 
wie sich die Steuereinnahmen in diesem Jahr und auch im nächsten Jahr sowie die Ertrags-
komponenten an sich entwickeln und ob wir irgendwelche Ausreisser – auch auf der Aus-
gabenseite - haben. Sie erinnern sich, das letztjährige Defizit von 5 Millionen Franken ist 
zu mehr als 50 Prozent wegen einmaligen Abschreibern entstanden, weil wir Altlasten hat-
ten, welche nicht im Budget enthalten waren. Einerseits beim Ritzer mit höheren Kosten 
und andererseits auf dem Areal im Schachen. Das sind Unwägbarkeiten, die vorkommen 
können. Wir gehen nicht davon aus und haben jetzt auch keine Indikationen, dass das die-
ses Jahr wieder der Fall sein wird. Insgesamt hoffen wir natürlich, dass auch die Konjunk-
tursituation stabil oder leicht positiv ist. Dann wird das auch für unsere Gesamtsituation 
positiv sein. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Wir fahren mit der Behandlung der Produktegruppen weiter. 

PG 05 – 11 keine Anträge und keine Wortmeldungen 

PG 12 

Alexander Umbricht, Mitglied: Ich habe eine Anmerkung zur PG 12, Seite 52." Bei Zah-
lung der Lieferantenrechnung bei Fälligkeit" würden wir noch ein Grösser-Gleichzeichen 
vorwegstellen. Es wäre schade, wenn es falsch wäre, wenn man 100 Prozent der Rechnun-
gen zur richtigen Zeit stellt. Ich denke, das kann man redaktionell lösen. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: 

PG 13 – 18 – keine Anträge und keine Wortmeldungen. 

PG 20 – Kultur 

Abänderungsantrag GLP/Die Mitte 

Auf die geplante Stellenaufstockung um 60 % wird verzichtet (Reduktion Globalkredit um 
90'000 Franken). 

 
Lea Naon, Mitglied: Gerne begründe ich den Antrag. Die beantragte Stellenerhöhung um 
60 Prozent in der Produktegruppe 20 Kultur könnte möglicherweise durchaus nachvoll-
ziehbare Gründe haben. Aber die uns vorliegende Begründung im Budget ist unserer An-
sicht nach, vor dem Hintergrund der aktuellen Finanzlage, schlicht nicht ausreichend, um 
die Erhöhung zu genehmigen. Die zwei knappen Sätze, welche im Budget zur Begründung 
stehen, sind eigentlich ein bisschen eine Frechheit. Wenn wir lesen, dass es hauptsächlich 
darum geht, die Arbeit im Team besser aufzuteilen, ist es uns schlicht schleierhaft, wes-
halb dafür zusätzliche Stellenprozente benötigt werden. Umso mehr erachten wir die Be-
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gründung als eine Frechheit, angesichts der Tatsache, dass wir heute auch noch das Postu-
lat mit der Forderung nach separaten Vorlagen für Stellenerhöhungen auf der Traktanden-
liste haben. In der Antwort auf das Postulat anerkennt auch der Stadtrat seine Bringschuld, 
um dem Einwohnerrat transparent und verständlich die entsprechenden Informationen zu-
zustellen, weshalb es zusätzliche Stellen oder Stellenprozenterhöhungen braucht. Ich bin 
mir sicher, dass man jetzt das Argument vorbringen wird, dass man hätte nachfragen kön-
nen, welches die tatsächliche Begründung ist. Ich bin aber der Meinung, dass man voraus-
setzen darf, dass bei solch offensichtlich diskussionswürdigen Posten eine angemessene 
Begründung vorgelegt wird. Wir haben jetzt allerdings noch nachgefragt, ob der von uns 
im Antrag eingesetzte Betrag von 90’000 Franken eigentlich in etwa dem zusätzlichen Auf-
wand durch die 60 Stellenprozente entspricht. Wir haben von der Verwaltung die Informa-
tion bekommen, dass dies einem Mehraufwand von nur 70’000 Franken entspricht. Dem-
entsprechend möchten wir den Antrag noch in dem Sinn ändern. Also der Antrag lautet 
jetzt: Die Reduktion des Globalkredits in der Produktengruppe 20 sei um 70’000 Franken 
anstatt 90’000 Franken vorzunehmen. Vor dem Hintergrund der doch eher angespannten 
Finanzlage und der Tatsache, dass die langfristige stabile Finanzierung der Ausgaben und 
Investitionen unserer Stadt überhaupt nicht gesichert sind, beantragen wir jetzt, die Stel-
lenerhöhung um 60 Prozent zu streichen. Der Antrag ist damit auch im grösseren Kontext 
der gesamten Budgetplanung zu verstehen. Wir sind der Ansicht, dass der Stadtrat seiner 
Pflicht, eine mittelfristig ausgewogene Erfolgsrechnung zu gewährleisten, mit diesem 
Budget nicht nachkommt. In dem Sinn bitte ich Sie, diesem Kürzungsantrag zuzustimmen. 

Suzanne Marclay-Merz, Stadträtin: Besten Dank für diesen Antrag. Es ist erläutert wor-
den, dass die Begründung in unserem Budgetdokument schlank ist und sie ist tatsächlich 
sehr schlank. Ich möchte deshalb noch ein paar Erläuterungen dazu machen. Aktuell ist 
die Leiterin der Kulturstelle mit 70 Prozent angestellt. Nebenbei arbeitet eine Sachbearbei-
terin mit 50 Prozent und die Kunstsammlung wird mit einem 20 Prozent Pensum betreut. 
Das ist sehr schlank aufgestellt. Es stehen wachsende Aufgaben mit unserer Kulturstrate-
gie bevor, welche wir uns selber geben. Es ist einerseits natürlich die Überarbeitung der 
ganzen Kulturförderpraxis, Kultur-Marketingbestrebungen, die verstärkt werden sollen, 
Reglementsanpassung, Mitarbeit an diversen Projekten, wie auch an unseren ganzen Zwi-
schennutzungen. Ebenfalls die Begleitung des KIFF, die Begleitung der Stadtbibliothek etc. 
Es sind sehr viele Projekte am Laufen. Eine Stellvertretung ist mit solchen Kleinstpensen 
schwierig. Deshalb ist die Abteilung Kultur mit dem vorliegenden Antrag an den Stadtrat 
gelangt, welcher diesen dann so genehmigt hat. Wir halten an dieser Stellenerhöhung fest. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Wir gelangen zur 

Abstimmung 

Beschluss 

Der Antrag – auf die geplante Stellenaufstockung um 60% wird verzichtet (Reduktion Glo-
balkredit um 70'000 Franken – wird mit 22 Ja-Stimmen gegen 24 Nein-Stimmen bei 2 Ent-
haltungen abgelehnt. 

PG 21 – 41 – keine Anträge und keine Wortmeldungen 
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PG 42 

Antrag GLP/Die Mitte 

Auf die vorgesehene Stellenerhöhung um 10 Stellenprozent für den Gesamtlead und die 
weitere Ausarbeitung weiterer Massnahmen zur Umsetzung des Zehn-Punkte-Aktionsplans 
gegen Rassismus ist zu verzichten. 

Peter Jann, Mitglied: Auf den ersten Blick scheint der Antrag, in Anbetracht des relativ ge-
ringen Betrags von 15’000 Franken, kleinlich zu sein. Es irritiert vielleicht auch ein wenig, 
dass die GLP/Die Mitte Fraktion Kürzungen zum Thema Rassismusbekämpfung vornehmen 
möchte. Das ist nachvollziehbar. Aber unabhängig vom Thema sind wir der Meinung, dass 
zusätzliche Aufgaben in der Höhe von 10 Stellenprozenten im Normalfall im Rahmen der 
Priorisierung von Aufgaben mit den bestehenden Pensen abgedeckt werden sollten. Auf 
das Beantragen solcher Stellerhöhungen in diesem Umfang ist deshalb grundsätzlich vor 
dem Hintergrund der angespannten Finanzlage im Besonderen zu verzichten. Falls doch 
ein solcher Antrag gestellt wird, wäre es sinnvoll und zielführend, eine Begründung abzu-
liefern, weshalb man diesen Aufwand nicht auf die anderen Stellen verteilen kann. 

Angelica Cavegn Leitner, Stadträtin: Ich möchte ganz kurz den Weg aufzeigen, welchen 
wir bis jetzt zu diesem Geschäft eingeschlagen haben. Am 17. Dezember 2018 wurde vom 
Einwohnerrat ein Postulat überwiesen mit dem Auftrag, den Beitritt der Stadt Aarau zur Eu-
ropäischen Städtekoalition gegen Rassismus zu prüfen. In der Folge haben wir dann eine 
Situationsanalyse durch ein spezialisiertes Büro vornehmen lassen. Unsere Stadtverwal-
tung wurde hinsichtlich verschiedener Handlungsempfehlungen, wie Direktkontakt, Kom-
munikation, Sprache, HR, Gremien, Partizipation, Haltungen und Werte betrachtet. Das Fa-
zit lautete, dass die Stadtverwaltung eigentlich eine recht gute Rückmeldung erhalten hat. 
Es wurde aber auch aufgezeigt, dass man einige Themen noch vertiefen und anpassen 
könnte. Es wurde uns empfohlen, das Thema einfach mitzunehmen, vor allem deshalb, 
weil die Bevölkerungsvielfalt weiter zunehmen wird und deshalb ist der Stadtrat diesem Be-
gehren gefolgt. Wir haben anschliessend am 12. Juni 2024 den Bericht zur Kenntnis ge-
nommen. Wir haben aufgrund des Antrags beschlossen, bei der ECAR einen Antrag um 
Aufnahme in die Städtekoalition zu stellen. Diesem Antrag wurde zugestimmt. Ich kann 
Ihnen das Zertifikat zeigen, welches wir von der UNESCO erhalten haben. Wir sind nun Mit-
glied der Europäischen Städtekoalition gegen Rassismus. Wir arbeiten nun nach dem Zehn-
Punkte-Programm, welches in der Botschaft erwähnt ist. Wir werden einmal im Jahr einen 
Bericht zuhanden der ECAR machen, in welchem wir unsere Massnahmen aufzeigen wer-
den. Wir haben uns bei den anderen Schweizer Städten, die ebenfalls Mitglied sind, nach 
den erforderlichen Ressourcen erkundigt. Aufgrund dieser Erkundigungen sind wir auf die 
Aufstockung um 10 Stellenprozente gekommen, welche wir hier nun beantragen. 

Alexander Umbricht, Mitglied: Ich danke Angela Cavegn Leitner für die Erklärungen und 
gratuliere zum Zertifikat. Es wäre schön gewesen, wenn in der Botschaft vermerkt gewesen 
wäre, dass man im August 2024 ausführlich und verständlich begründet hat, weshalb die 
Aufstockung von 10 Stellenprozenten nötig ist. 
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Anja Kaufmann, Präsidentin: Wir gelangen zur 

Abstimmung 

Beschluss 

Der Antrag – auf die vorgesehene Stellenerhöhung um 10 Stellenprozente für den Gesamt-
lead und die weitere Ausarbeitung weiterer Massnahmen und Umsetzung des Zehn-Punkte-
Aktionsplans gegen Rassismus wird verzichtet – wird mit 22 Ja-Stimmen gegen 26 Nein-
Stimmen abgelehnt.  

PG 42 

Antrag SP 

Das Budget 2025 für die Produktegruppe 42 soll um 30'000 Franken erhöht werden und 
als Betriebsbeitrag für den Verein Prozessor dienen. Mit dem Prozessor soll zudem eine 
Leistungsvereinbarung gemacht werden, damit der Beitrag verstetigt wird. 

Nora Riss, Mitglied: Wir kommen wieder mit unserem Antrag. Wir wollten eigentlich kei-
nen Antrag um Erhöhung des Budgets 2025 stellen, weil uns die finanzielle Lage der Stadt 
sehr bewusst ist. Aber wir stellen den Antrag trotzdem, denn es handelt sich um keinen 
neuen Antrag. Es ist einfach eine Wiederholung unseres letzten Antrags. Damals forderten 
wir schon eine Verstetigung. Es wird langsam zur Tradition. Im Zusammenhang mit dem 
letztjährigen Antrag wurde uns eine Analyse über das gesamte Angebot in dieser PG ver-
sprochen. Es wurde sogar gesagt, diese sei schon am Laufen. Wir haben eigentlich gehofft, 
dass wir im Laufe dieses Jahres eine Analyse und irgendwelche Ergebnisse erhalten, damit 
wir wissen, wie es da weitergeht, welche Angebote weitergeführt werden und aufgrund 
welcher Überlegungen. Wir kennen den Stand heute nicht, auch wenn wir mehrmals nach-
gefragt haben. Wir wissen sogar auch nicht, ob und wie es mit Monamo weitergeht. Uns ist 
bewusst, dass dies für uns alle eine relativ blöde Ausgangslage ist, um einen Entscheid fäl-
len zu können. Aber wir wollen weder das eine noch das andere sterben lassen, bevor wir 
eine fundierte Grundlage haben, um entscheiden zu können. Es ist klar, dass der Prozes-
sor die Miete und die hohen Stromkosten ohne Beitrag der Stadt nicht stemmen kann. Es 
ist ein wichtiges Projekt der Stadt. Deshalb beantragen wir erneut, 30'000 Franken für den 
Prozessor zu sprechen und diesen Beitrag zu verstetigen. Wir hoffen, dass eine Analyse 
gemacht worden ist oder noch gemacht wird und dass wir irgendwann die Ergebnisse die-
ser Analyse erhalten und dann darüber entscheiden können. 

Fabienne Luder, Mitglied: Ich möchte kurz noch einmal aufzählen, was der Prozessor in 
den letzten Jahren für unsere Stadt gemacht hat. Ein letztes Projekt für die Stadtentwick-
lung ist der Ausbau des Färberplatzes bei der Markthalle. In Zusammenarbeit mit Monamo 
wurden gewisse Sitzgelegenheiten in verschiedenen Quartieren realisiert, wie zum Beispiel 
im Scheibenschachen, im Gönhard und in der Telli. Es gab eine Bastelstunde nach der Ge-
schichtezeit für kleine Kinder und die Zusammenarbeit mit dem Stadtmuseum etc. Ebenso 
diente der Prozessor für das Ausleihen von Material, zum Beispiel DJ Equipment, gerade 
für den letzten Kulturapéro, von Infrastruktur und von Material für die Mehrzahl der Aar-
auer Festivals, wie Chrutwäje, Festival am Gleis oder Hood Look good. Ausserdem ist es 
eine Talentschmiede. Es sind DJs, welche gelernt haben, im Prozessor aufzulegen und dort 
auch die Infrastruktur genutzt haben und jetzt überall in namhaften Clubs in der Schweiz 
spielen. Zum Beispiel Konkubinat, welche sogar für einen internationalen Drehteller sor-
gen. Es hat auch neue Firmen gegeben, wie Piccolino Jazz, welche ein kleines nachhaltiges 
Business im Prozessor gestartet hat. Es gibt durchaus auch viele Bands, welche zum Bei-
spiel ihre T-Shirts im Prozessor drucken, wie vor allem Paolo Fuerte, welcher letzte Woche 
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gerade sein neues Album präsentiert und dort auch T-Shirts zum Weiterverkauf gemacht 
hat. Dann gibt es ein Labor für junge Fotografen. Architektur Studierende bauen ihre Mo-
delle dort. Ich glaube, es ist wichtig anzuerkennen, dass Kultur eben nicht nur Konzert-
häuser, Stadien und Sportplätze sind, sondern auch niederschwellige Angebote, um die ei-
gene Kreativität zu entdecken, welche für möglichst alle Menschen offen sind, ohne zu 
hohe finanzielle Hürden. Dafür steht der Prozessor. Es hängt sehr viel der Aarauer Kultur-
szene am Prozessor oder damit zusammen. Viel hätte sonst nicht stattfinden können, oder 
ganz anders. Ich glaube, wir wollen das. Und wenn wir das wollen, müssen wir auch bereit 
sein, Geld dafür auszugeben. Der Betrag von 30'000 Franken macht nämlich genau Miete 
und Strom aus. Alles andere wird eigenfinanziert und mit ehrenamtlicher Tätigkeit ge-
stemmt. Sogar die Helfenden und der Vorstand zahlen auch einen Jahresbetrag. Es ist 
nicht einfach ein Projekt, welches von irgendwie fünf Leuten genutzt wird und von der 
Stadt finanziert werden sollte. Auch diese leisten einen Beitrag. Trotzdem arbeiten sie gra-
tis. Etwas möchte ich noch kurz zu Monamo sagen. Auf der Monamo-Seite steht: Die be-
stehenden Angebote des Prozessors und des Repaircafés werden aktiv beworben und er-
weitert". Das ist also das Ziel von Monamo. Leider ist der Prozessor nicht beworben wor-
den. Ich weiss nicht, wo das hätte vorgenommen werden müssen. Auch bezugnehmend 
auf die Klimainseln, also bei den Möbeln, die ich vorhin erwähnt habe und die vom Prozes-
sor mit der Bevölkerung gebaut wurden, ist der Prozessor nirgends auf einer Infotafel er-
wähnt. Ich möchte Ihnen einfach aus all diesen Gründen nahelegen den Antrag anzuneh-
men. 

Angelica Cavegn Leitner, Stadträtin: Vielen Dank für die Ausführungen. An der Analyse 
arbeiten wir unter Beizug vieler Vereine. Ich kann aber noch kein Resultat vorweisen. Die-
sen Auftrag bearbeite ich zusammen mit Franziska Graf. Wir sind zuversichtlich, dass 
diese Analyse nächstes Jahr vorliegen wird. Jetzt möchte ich einfach schnell aufrollen, wie 
das Ganze entstanden ist. Im 2020 haben wir einen Kulturförderbeitrag über 30'000 Fran-
ken gesprochen. Dieser hat sich dann in die PG 42 verschoben und wir haben im 2021 
30’000 Franken gesprochen. Weil dann Corona kam, hat der Stadtrat entschieden, noch-
mals 30’000 Franken zu sprechen, weil wir das Gefühl gehabt haben, mehr Zeit für die 
Umsetzung zu benötigen. In den Jahren 2023 und 2024 haben wir wieder je 30'000 Fran-
ken bezahlt. Wir haben aber auch eine einjährige Leistungsvereinbarung mit dem Prozes-
sor gemacht. Gerade kürzlich haben wir einen Bericht erhalten für Mitte Jahr und werden 
jetzt die nächste Tranche auszahlen. Daniele de Min und ich sind nach der Budgetsitzung 
mit dem Prozessor zusammengesessen und haben reflektiert, wo wir noch Massnahmen 
sehen, sei es Marketing, sei es Vernetzungen usw. Das wurde sehr positiv aufgenommen. 
Wir haben dem Prozessor zum Beispiel Stadtmobiliar für Klimainseln im Betrag von 10'500 
Franken bezahlt. Wir haben auch Stadtmobiliar für 8'500 Franken beim Prozessor bestellt, 
erhalten und auch bezahlt. Sie sehen also, insgesamt sind doch etwa 170’000 Franken in 
den Prozessor eingeflossen. Der Prozessor ist ein Verein und man hat das eigentlich im-
mer als Anschubfinanzierung definiert. Was wir uns hier in den letzten Jahren geleistet ha-
ben, ist natürlich mehr als eine Anschubfinanzierung. Jetzt wird beantragt, eine langfris-
tige Leistungsvereinbarung zu machen. Die jetzige Leistungsvereinbarung läuft Ende Jahr 
aus. Nach all diesen Erläuterungen liegt es nun an Ihnen zu entscheiden, ob Sie das wollen 
und wie diese aussehen soll. 

Nora Riss, Mitglied: Ich komme nochmals auf zwei Punkte zu sprechen. Wenn man Mobi-
liar bei einem Verein bestellt, handelt es sich um einen Auftrag und die Kosten decken die 
Aufwendungen für dieses Mobiliar. Das hat nichts mit einem Betriebsbeitrag für ein be-
stimmtes Projekt zu tun. Das ist einfach zu unterscheiden. Es handelt sich somit nicht um 
einen Beitrag an eine Institution, damit diese überlebt. Die Bezeichnung Anschubfinanzie-
rung höre ich jedes Jahr nur in der Budgetdebatte und nachher wieder nicht mehr. Wir 
wollten immer, dass das ein bestehendes Angebot der Stadt ist. Wenn man eine Leistungs-
vereinbarung mit einem Verein eingeht und Aufträge erteilt und Projekte anschiebt, kann 
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man diesen ja nicht gleichzeitig sterben lassen. Das macht keinen Sinn. Weder der Prozes-
sor noch der Einwohnerrat sind je davon ausgegangen, dass dieser Verein je einmal selbst-
tragend sein wird. 

Angelica Cavegn Leitner, Stadträtin: Ich wollte nun erwähnen, dass die Stadt den Prozes-
sor über die 30'000 Franken hinaus unterstützt. Wir achten – auch mit Auftragserteilungen 
– darauf, den Prozessor zum Laufen zu bringen. In diesem Sinne erachte ich es nicht als 
zusätzliche Finanzspritze. Wir erteilen dem Prozessor einfach Aufträge im Bewusstsein, 
dass wir den Prozessor unterstützen. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Wir gelangen zur 

Abstimmung 

Beschluss  

Der Antrag – das Budget 2025 für die Produktegruppe 42 soll um 30'000 Franken erhöht 
werden und als Betriebsbeitrag für den Verein Prozessor dienen. Mit dem Prozessor soll 
zudem eine Leistungsvereinbarung gemacht werden, damit der Beitrag verstetigt wird – 
wird mit 25 Ja-Stimmen gegen 20 Nein-Stimmen bei 3 Enthaltungen angenommen. 

Dieser Beschluss gelangt in die Schlussabstimmung. 

PG 46 – keine Anträge und keine Wortmeldungen 

PG 50 

Abänderungsantrag von Pro Aarau 

Die Produktegruppe 50, Stadtpolizei, wird zusätzlich zu den bereits budgetierten zwei Stel-
len um zwei zusätzliche Stellen (d.h. um 400 Stellenprozent) aufgestockt. 

Benita Leitner, Mitglied: Bevor ich mit meinen Erläuterungen starte, habe ich noch eine 
kleine Ergänzung zum Antrag, Ich bin darauf aufmerksam gemacht worden, dass Budge-
tanträge immer mit einer Zahl verknüpft sein müssen. Dementsprechend wäre der Antrag 
zu ergänzen. Zusätzlich zu diesen geforderten zwei Stellen mehr würde das auch heissen, 
dass eine Reduktion des bestehenden Nettoertrags um 200’000 Franken eingerechnet 
werden müsste, weil pro Stelle mit 100’000 Franken gerechnet wird. Im Jahr 2007 ist das 
erste iPhone auf den Markt gekommen. Facebook ist für die Öffentlichkeit zugänglich ge-
macht worden. Al Gore hat den Friedensnobelpreis für seine Bemühungen zum Thema Kli-
maschutz gewonnen und dieses Jahr hat auch den Start der globalen Finanzkrise, rund um 
das Bankensystem, markiert. Sie sehen, seit dem Jahr 2007 ist so einiges auf dieser Welt 
gegangen Die Stadt Aarau ist seit dem Jahr 2007 um 6’862 Einwohnerinnen und Einwoh-
ner gewachsen. In diesen 17 Jahren ist Aarau als Wirtschaftsstandort attraktiver geworden, 
hat an Wichtigkeit als Schulstandort gewonnen und hat auch im freizeitlichen Bereich eine 
beachtliche Entwicklung hinter sich. Die Stadt Aarau hat sich zu einem Ort mit interregio-
naler und interkantonaler Reichweite gemausert. Darauf dürfen wir auch stolz sein. Nur 
geringfügig entwickelt hat sich aber die Anzahl Polizistinnen und Polizisten, welche ihren 
Einsatz für die Stadtpolizei Aarau leisten. Nur 2.4 Stellen zusätzlich haben wir in den letz-
ten 17 Jahren für unser Polizeikorps gesprochen, von damals 30 Stellen zu heute 32.4 
Stellen. Das muss sich ändern. Ich bin ehrlich mit Ihnen. Ich bin keine Expertin im Bereich 
der Polizei. Am sehr informativen Abend der offenen Türe ist uns Vertreterinnen und Ver-
tretern des Einwohnerrats vermittelt worden, das die zwei beantragten Polizeistellen der 
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Anfang der in Etappen geplanten Aufstockung des Korps um 10 Stellen ist. Nachdem ich 
mich dann zusätzlich mit dem Polizeichef ausgetauscht habe, ist klargeworden, dass das 
Bedürfnis nach einer möglichst baldigen, möglichst grossen Entlastung unserer Polizistin-
nen und Polizisten, welche bereits jetzt für die Stadt Aarau im Einsatz sind, sehr gross ist. 
Das Bedürfnis nach einer gestärkten Stadtpolizei widerspiegelt sich auch hier im Rat, wie 
man bei der vorgängigen Stellungnahme zur beantworteten Anfrage von Urs Winzerried 
und Michael Schibli entnehmen konnte. Es zeigt sich auch in den zahlreichen weiteren, 
schon beantworteten und noch pendenten Anfragen bei den Themen, welche die Stadtpoli-
zei tangieren. Sie haben meine umfangreichen Ausführungen gelesen, weshalb ich eben 
nicht nur die zwei zusätzlichen Stellen möchte, sondern vier Stellen gesamthaft beantrage. 
Diese Argumentation ist im engen Austausch mit der Stadtpolizei entstanden und berück-
sichtigt die ausgesprochenen Bedürfnisse. Ich möchte dazu noch zwei Punkte ergänzen, 
welche Sie noch nicht gelesen haben. Der Stellenmarkt ist ausgetrocknet. Es ist extrem 
schwierig, bereits ausgebildete Polizistinnen und Polizisten anwerben zu können. Auch die 
Rekrutierung von Aspirantinnen und Aspiranten ist zugegebenermassen eine Herausforde-
rung. Dennoch möchte ich der Stadtpolizei die Möglichkeit und den Handlungsspielraum 
geben, die bereits im Budget erwähnten und zusätzlich die von mir beantragten Stellen 
alle besetzen zu können. Wenn Sie meinem Antrag folgen, ist die Chance nicht unbedingt 
rosig, dass alle Stellen besetzt werden können. Auch da bin ich ehrlich mit Ihnen. Die 
Chance ist aber auf jeden Fall deutlich grösser, als wenn mein Antrag nicht unterstützt 
wird. Schlussendlich gäbe es im extremsten Fall für die Jahresrechnung 2025 dann auch 
Schlimmeres, als wenn wir weniger Geld ausgegeben haben, als effektiv budgetiert worden 
ist, weil ein Teil dieser Stellen dann vielleicht nicht besetzt werden konnte. Ich habe mich, 
wie einige von Ihnen vielleicht auch, gefragt, ob die von mir beantragte Stellenaufstockung 
nicht eine zu grosse Veränderung für das bestehende Team nach sich ziehen würde. Auch 
diese Bedenken wurden aus dem Weg geräumt. Ich habe einerseits Vertrauen in die verant-
wortlichen Personen, dass in diesem Bewerbungsprozess Leute ausgewählt werden, welche 
das Team nicht nur verstärken können, sondern auch ein wichtiger Beitrag zu einer schnel-
len Entlastung leisten können. Ich bin auch überzeugt, dass die schon im Einsatz stehen-
den Polizistinnen und Polizisten durchaus die Fähigkeit haben, mehrere neue Teammitglie-
der aufzunehmen. Schlussendlich ist unsere Aufgabe im Einwohnerrat meiner Meinung 
nach nicht, Entscheidungen im Bewerbungsverfahren zu treffen und die Aufnahmefähig-
keit des bestehenden Polizeikorps zu beurteilen. Ich glaube, dafür hat niemand von uns 
genug Einblick in die Strukturen der Stadtpolizei Aarau. Unsere Aufgabe ist, dafür zu sor-
gen, dass die Polizistinnen und Polizisten entlastet werden können und das Korps breit 
und stabil aufgestellt werden kann. Unsere Aufgabe ist, dafür zu sorgen, dass die Stadtpo-
lizei ihre Aufgabe nach wie vor flächendeckend erfüllen kann und sie für zukünftige Verän-
derungen frühzeitig und umfangreich gewappnet ist. An dieser Stelle möchte ich dem 
Stadtrat noch zusätzlich mitgeben, dass die Stadtpolizei ja eigentlich eine Regionalpolizei 
und eines dieser Organe der Stadt Aarau ist, welche in dem Sinne ihre Leistungen auch an 
andere Gemeinden weiterverkaufen kann. Für alle dieser regionalen Organe macht es viel-
leicht Sinn, auf die Leistungsvereinbarungen näher einzugehen und auch ein bisschen zu 
schauen, ob diese noch zeitgemäss hinsichtlich von Fachkräftemangel und von allgemein 
allenfalls auch steigenden Ausgaben sind. Ich danke Ihnen natürlich, wenn Sie meinem An-
trag um Erhöhung dieser Stellen um weitere 200 Prozent und 200’000 Franken entspre-
chend zustimmen. 

Christian Oehler, Mitglied: Es freut mich natürlich ausserordentlich, dass auch die linke 
Seite gemerkt hat, dass Sicherheit und Ordnung ein wichtiges Thema ist, auch in dieser 
Stadt. Ich denke vor allem an die Innenstadt und das Bahnhofquartier. Dort gibt es wirklich 
Bedarf. Ich bin von Stellenerhöhungen auch nicht begeistert, aber in diesem Bereich ist es 
wirklich dringend nötig. Armee und Polizei sind ganz wichtige Elemente für unsere Innere 
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Sicherheit. Ich hoffe dann auch in Zukunft, wenn es dann wiederum um Armee und Ka-
serne geht, dass die gleiche Perspektive wie jetzt fortgeführt wird. In diesem Sinn würde 
ich Ihnen beliebt machen, die Stellenerhöhung zu bewilligen. 

Urs Winzenried, Mitglied: Sicherheit ist ein wichtiges Produkt, welcher der Staat erbringt. 
Die Stadtpolizei Aarau macht in der Regel gute Arbeit. Ich bin der Meinung, dass eine mas-
svolle Verstärkung der Stadtpolizei durchaus Sinn macht. Was ist aber massvoll? Massvoll 
ist meines Erachtens das, was der Stadtrat vorschlägt, nämlich eine Aufstockung um zwei 
Stellen auf diese Korpsgrösse. Eine Verdoppelung der Aufstockung um vier Stellen ist nicht 
sehr zielführend. Es wurde bereits erwähnt, dass es sehr schwierig sein wird, diese Stellen 
überhaupt besetzen zu können. Wenn es dann so weit kommt, dass Leute angestellt wer-
den, welche man eigentlich nicht anstellen sollte, nur, damit der Bestand eben erreicht 
wird, ist niemandem gedient. Ein ganz wichtiger Aspekt für mich ist, dass wir darauf, war-
ten, was jetzt mit dieser dualen Sicherheit passiert. Man geht ja davon aus, dass zusätzli-
che Aufgaben auf die Regionalpolizeien zukommen. Wenn dann klar ist, welche Aufgaben 
zusätzlich übernommen werden müssen, ist auch der Zeitpunkt gekommen, um in Aarau 
zu reagieren. Das wird nicht von heute auf morgen gemacht. Bis darüber entschieden ist, 
wird wahrscheinlich noch das eine oder andere Jahr ins Land ziehen. Die beantragte Auf-
stockung ist sicher nötig und gut, aber nicht eine Verdoppelung auf vier Stellen 

Silvia Dell'Aquila, Stadträtin: Ich danke der Antragstellerin für die Aufnahme dieses The-
mas. Benita Leitner hat in vielen Punkten recht. Auch, dass wir vielleicht ein wenig zu vor-
sichtig und zurückhaltend bei der Aufstockung der Stadtpolizei gewesen sind, gerade hin-
sichtlich der bevorstehenden Herausforderungen, welche im 24 Stunden-Betrieb geleistet 
werden müssen. Der Stadtrat hat das erkannt. Wir haben ja eine massvolle Stellenaufsto-
ckung vorgeschlagen, auch im Hinblick auf das Budget und im Hinblick, was bei der Poli-
zeiorganisation auf uns zukommen wird, welche ja jetzt beraten werden soll und wir in 
den nächsten Jahren Entscheidungen erwarten werden. Deshalb hält der Stadtrat an sei-
nem Antrag fest. Ich bitte Sie, diesem, wie beantragt, zu folgen. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Wir gelangen zur 

Abstimmung 

Beschluss 

Der Abänderungsantrag von Pro Aarau – Die Produktegruppe 50, Stadtpolizei, wird zu-
sätzlich zu den bereits budgetierten zwei Stellen um zwei zusätzliche Stellen (d.h. um 400 
Stellenprozente total) aufgestockt. Dies entspricht einer Reduktion des Netto-Ertrages um 
200'000 Franken - wird mit 11 Ja-Stimmen gegen 32 Nein-Stimmen bei 5 Enthaltungen ab-
gelehnt. 

PG 51 – 70 - keine Anträge und keine Wortmeldungen. 

Nun kommen wir zur 

Investitionsrechnung 

Dazu liegen keine gesonderten Wortmeldungen vor. 
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Wir gelangen zur 

Schlussabstimmung 

Zum Politikplan 

Der Einwohnerrat nimmt Kenntnis vom Politikplan 2025 – 2029. Über diesen wird nicht ab-
gestimmt. 

Zum Budget 

Antrag 

Das Budget 2025 der Einwohnergemeinde Aarau wird, mit der an der heutigen Sitzung be-
schlossenen Erhöhung der Produktegruppe 42 um 30'000 Franken als Betriebsbeitrag an 
den Verein Prozessor, mit einem Steuerfuss von 96 % genehmigt. 

Der Einwohnerrat fasst mit 32 Ja-Stimmen gegen 15 Nein-Stimmen bei einer Enthaltung 
folgenden 

Beschluss 

Das Budget 2025 der Einwohnergemeinde Aarau wird, mit der an der heutigen Sitzung be-
schlossenen Erhöhung der Produktegruppe 42 um 30'000 Franken als Betriebsbeitrag an 
den Verein Prozessor, mit einem Steuerfuss von 96 % genehmigt. 

 

Der Beschluss zum Budget 2025 unterliegt gemäss § 4 Abs. 1 lit. c) der Gemeindeordnung 
dem obligatorischen Referendum. 

 Ich schlage nun pragmatischer Weise vor, dass wir die beiden Postulate von 

- Urs Winzenried (SVP): Transparenz bei städtischen Abstimmungen 

- Lea Naon (GLP) und Jan Depta (Die Mitte): Zusätzliche Stellen und Stellenprozenter-
höhungen als separate Vorlage 

auf die nächste Sitzung verschieben. 

Samir Hertig, Mitglied: Ich stelle den Ordnungsantrag, dass auf die Traktandenliste – wie 
ursprünglich vorgeschlagen – eingegangen wird, mit der Begründung, dass dieses Jahr 
noch weitere Geschäfte anstehen. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Gibt es Wortmeldungen aus dem Rat zu diesem Ordnungs-
antrag. Da dies nicht der Fall ist, gelangen wir zur 

Abstimmung 

Beschluss 

Der Ordnungsantrag, die ganze Traktandenliste abzuarbeiten, wird mit 14 Ja-Stimmen ge-
gen 29 Nein-Stimmen abgelehnt. 
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Traktandum 7 

Kreditabrechnung Überarbeitung WOSA 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Datum vom 8. Juli 2024 unterbreitet der Stadtrat dem 
Einwohnerrat die Kreditabrechnung "Überarbeitung WOSA". Sie schliesst bei einem verfüg-
baren Bruttokredit von 100'000 Franken mit Bruttoanlagekosten von Fr. 100'242.60 ab. Es 
resultiert eine Kreditüberschreitung von 242.60, das sind 0.24 %. 

Die Kreditabrechnung lag der FGPK an der Sitzung vom 10. September 2024 zur Prüfung 
vor. Sie beantragt dem Einwohnerrat einstimmig, die Kreditabrechnung zu genehmigen. 
Auf ein Kommissionsreferat wird verzichtet. 

Da keine Wortmeldungen aus dem Einwohnerrat und dem Stadtrat vorliegen, gelangen wir 
zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 48 Ja-Stimmen einstimmig folgenden 

Beschluss 

Die Kreditabrechnung "Überarbeitung WOSA" wird genehmigt. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Re-
ferendum. 
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Traktandum 8 

Kreditabrechnung Umsetzung digitale Strategie und Überarbeitung Dauerausstellung 
Stadtmuseum 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Botschaft vom 17. Juni 2024 unterbreitet der Stadtrat 
dem Einwohnerrat die Kreditabrechnung "Umsetzung digitale Strategie und Überarbeitung 
Dauerausstellung". Sie schliesst bei einem verfügbaren Bruttokredit von 150'000 Franken 
mit Bruttoanlagekosten von Fr. 150'007.75 ab. Es resultiert eine Kreditüberschreitung von 
Fr. 7.75, Das sind 0.01 %. 

Die Kreditabrechnung lag der FGPK an der Sitzung vom 10. September 2024 zur Prüfung 
vor. Sie beantragt dem Einwohnerrat einstimmig, die Kreditabrechnung zu genehmigen. 
Auf ein Kommissionsreferat wird verzichtet. 

Nachdem keine Wortmeldungen aus dem Einwohnerrat und dem Stadtrat vorliegen, gelan-
gen wir zur 

Abstimmung 
 
Der Einwohnerrat fasst mit 48 Ja-Stimmen einstimmig folgenden 

Beschluss 

Die Kreditabrechnung "Umsetzung digitale Strategie und Überarbeitung Dauerausstellung" 
wird genehmigt. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Re-
ferendum. 
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Traktandum 9 

Kreditabrechnung Schulanlage Stäpfli, Einbau Lift 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Botschaft vom 17. Juni 2024 unterbreitet der Stadtrat 
dem Einwohnerrat die Kreditabrechnung "Schulanlage Stäpfli, Einbau Lift". Sie schliesst bei 
einem verfügbaren Bruttokredit von 320'000 Franken mit Bruttoanlagekosten von  
Fr. 318'603.70 ab. Es resultiert eine Kreditunterschreitung von Fr. 1'396.30, das sind 
0.44 %. 

Die Kreditabrechnung lag der FGPK an der Sitzung vom 10. September 2024 zur Prüfung 
vor. Sie beantragt dem Einwohnerrat einstimmig, die Kreditabrechnung zu genehmigen. 
Auf ein Kommissionsreferat wird verzichtet. 

Nachdem keine Wortmeldungen aus dem Einwohnerrat und dem Stadtrat vorliegen, gelan-
gen wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 48 Ja-Stimmen einstimmig folgenden 

Beschluss 

Die Kreditabrechnung "Schulanlage Stäpfli, Einbau Lift" wird genehmigt. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Re-
ferendum. 
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Traktandum 10 

Kreditabrechnung Liegenschaft Achenberg-/Kirchbergstrasse, Renovation Innenaus-
bau und Elektro, Projektierung 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Datum vom 17. Juni 2024 unterbreitet der Stadtrat dem 
Einwohnerrat die Kreditabrechnung "Liegenschaft Achenberg-/Kirchbergstrasse, Renova-
tion Innenausbau und Elektro, Projektierung". Sie schliesst bei einem verfügbaren Brutto-
kredit von 250'000 Franken mit Bruttoanlagekosten von Fr. 219'721.15 ab. Es resultiert 
eine Kreditunterschreitung von Fr. 30'278.85, das sind 12.11 %. 

Die Kreditabrechnung lag der FGPK an der Sitzung vom 10. September 2024 zur Prüfung 
vor. Sie beantragt dem Einwohnerrat einstimmig, die Kreditabrechnung zu genehmigen. 
Auf ein Kommissionsreferat wird verzichtet. 

Nachdem keine Wortmeldungen aus dem Einwohnerrat und dem Stadtrat vorliegen, gelan-
gen wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 48 Ja-Stimmen einstimmig folgenden 

Beschluss 

Die Kreditabrechnung "Liegenschaft Achenberg-/Kirchbergstrasse, Renovation Innenaus-
bau und Elektro, Projektierung" wird genehmigt. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Re-
ferendum. 

 

Ich bitte noch um ein wenig Aufmerksamkeit für zwei Verabschiedungen. 

Verabschiedung Cornelia Forrer 
 
Wir haben einen Rücktritt von Cornelia Forrer aus dem Einwohnerrat zu verzeichnen. Sie 
konnte bereits an der heutigen Sitzung nicht mehr teilnehmen. Ihren Rücktritt hat sie am 
19. September 2024 eingereicht mit folgendem Wortlaut: "Liebe Stadträtinnen und Stadt-
räte, liebe Einwohnerratskolleginnen und Kollegen, lieber Stefan. Erstens kommt es anders 
und zweitens als man denkt: Ja ich hätte mir eine längere Mitarbeit im Einwohnerrat vorge-
stellt. Probleme aber im wohnlichen Umfeld, die in tätliche Angriffe in meiner eigenen 
Wohnung mündeten, zwingen mich zum Umziehen noch bevor schlimmeres geschieht. Ich 
werde also kurzfristig per Ende Oktober die Stadt teilweise verlassen und später wieder 
zurückkehren und trete darum per Ende September 2024 aus dem Einwohnerrat zurück. 
Die Mitarbeit im Einwohnerrat hat mir viel Spass gemacht und besonders die Arbeit im 
Hintergrund habe ich immer genossen. Ich bin und war nie eine Person, die gerne im Zent-
rum, sondern lieber im Hintergrund steht, beobachtet und mitwirkt und natürlich darüber 
berichtet. Das ist meine wahre Passion. Zur Ratstätigkeit muss ich sagen, dass ich nach 
den Städten Solothurn, Luzern und St. Gallen in Aarau vor ein paar Jahren gestrandet bin, 
in die Politik hier hineinwuchs und immer wieder gestaunt habe, dass man hier wirklich et-
was bewirken kann. Das liegt besonders an unseren Stadträtinnen und Stadträten, die uns 
sehr viel Spielraum und Mitspracherecht lassen. Ich danke Ihnen herzlich für all die Mög-
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lichkeit, denn das ist wohl nirgends sonst in ähnlichem Rahmen möglich, habe ich zumin-
dest nirgends erlebt. Ich bin und bleibe auch in Zukunft eine Art Fan der Aarauer Politik. 
Den Einwohnerratskolleginnen und Kollegen danke ich ebenfalls herzlich für die tolle Zu-
sammenarbeit, besonders den Mitgliedern aus meiner Fraktion EVP/Pro Aarau. Ich habe so 
viel gelernt, so viel gesehen und so viel mitwirken können, dass ich noch lange davon zeh-
ren werde. Tragt dem guten Umfeld auch weiterhin Sorge, debattiert und tauscht euch aus 
und macht die Stadt noch besser, noch Lebenswerter und noch viel toller und für weitere 
Herausforderungen in der Zukunft fit. Ihr seid so wichtig für die Stadt. Herzliche Grüsse 
euch, tschüss und auf Wiedersehen". 

Gerne hätten wir sie natürlich heute persönlich verabschiedet. Cornelia Forrer war seit 
dem 1. Januar 2021 Mitglied des Einwohnerrats. Sie hat sich für vielfältige Themen im Rat 
engagiert, sei es für bessere Velo-Strecken, eine sauberere Stadt mit Gratisabfallcontai-
nern, gegen einen Dienstleistungsabbau bei der Post und eine Verbesserung des nicht 
ganz unwichtigen WOSA-Instruments. Ich danke Cornelia Forrer für ihre Arbeit und ihr En-
gagement und wünsche ihr alles Gute auf dem weiteren Weg, privat und in der Politik. 

Verabschiedung Fabian Humbel 

Zum letzten Mal diensteshalber an einer Einwohnerratssitzung anwesend ist der seit dem 
1. April 2023 in Aarau tätige Stadtschreiber Fabian Humbel. Ich weiss nicht, ob die langen 
Sitzungen im Einwohnerrat dazu geführt haben, dass er nicht mehr Stadtschreiber bei uns 
sein möchte. Aarau als Stadt wird aber kaum der Grund für den Wechsel gewesen sein, 
denn schliesslich bleibt er Aarau erhalten, neu einfach in der Funktion als Generalsekretär 
der Staatskanzlei und Staatsschreiber-Stellvertreter des Kantons Aargau. Ich danke Fabian 
Humbel für seinen Einsatz und wünsche ihm viel Erfolg beim Kanton. 
 
Schluss der Sitzung 22.30 Uhr 
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